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Was Regierungen und Bankiers alle wissen:
Das globale Finanzsystem ist am Ende!

Von Helga Zepp-LaRouche, Bundesvorsitzende der Bürgerrechtsbewegung Solidarität (BüSo)

86 Kandidaten auf der BüSo-Li-
ste — die Hälfte unter 30 Jahre
alt — ist ein Signal, daß wir es
ernst meinen mit unserer Kan-
didatur zum Europäischen Par-
lament. Denn wir stehen für
„Europas Mission: sechs Milliar-
den Menschen eine Zukunft
bauen“.

Zuallererst müssen wir dafür
sorgen, daß Politiker, Vertreter
von Gewerkschaften und Ver-
bänden, und natürlich die Öf-
fentlichkeit, die Wähler also, es
endlich zur Kenntnis nehmen:
Das hoffnungslos bankrotte in-
ternationale Finanzsystem muß

grundlegend reformiert werden,
bevor ein großer Crash zu einer
weltweiten Katastrophe führt. 

Wir vertreten hier in Europa
die Politik, für die Lyndon La-
Rouche im US-Wahlkampf
steht: Für ein Neues Bretton
Woods als Voraussetzung einer
neuen, gerechten Weltwirt-
schaftsordnung. Großprojekte
wie der Bau der Eurasischen
Landbrücke werden unsere
Technologie in die Welt hinaus-
tragen, sie sichern unsere Ar-
beitsplätze, und sie geben jun-
gen Menschen eine Zukunftsvi-
sion.

Wir sind bereit zum Wahl-
kampf und freuen uns auf leb-
hafte Auseinandersetzungen,
denn, so sagte schon der alte
Konrad Adenauer: „Ein richtiger
Wahlkampf, dat erfrischt.“

Wenn Sie mitmachen wollen:
Herzlich willkommen! Bitte
wenden Sie sich an das nächst-
gelegene BüSo-Büro oder an die
Bundesgeschäftsstelle. Sie wer-
den sehen (noch einmal Konrad
Adenauer): „Im Wahlkampf
muß gekämpft werden, und dat
bekommt mir sehr jut; dat is
richtig erquickend!“

Angeführt von Helga Zepp-LaRouche treten in Deutschland 86 BüSo-Kandidaten zur Wahl
des Europäischen Parlaments an.

Am 13. Juni BüSo wählen!

• Vom 2. bis zum 4. April werden in
vielen Städten Europas Millionen
von Menschen auf die Straße gehen,
um gegen Sozialabbau, gegen die Pri-
vatisierung des öffentlichen Sektors
und für eine Lockerung des Maas-
trichter Vertrages zu demonstrieren.
• Gleichzeitig befinden sich die Re-
gierungen Europas und die Vorstän-
de der Banken und Versicherungen
hinter verschlossenen Türen in ei-
nem Zustand vollkommener Panik,
weil sie alle inzwischen begriffen ha-
ben, daß das globale Finanzsystem
bankrott und der große Krach nur
noch eine Frage der Zeit ist.
• Ganz offensichtlich klafft zwischen
der Grundannahme der ersten Grup-
pe — den Millionen Menschen, die
auf die Straße gehen, weil sie mei-
nen, durch Demonstrationen den
Sozialabbau stoppen zu können —
und der Grundannahme der zweiten
Gruppe — den Regierungen und
Banken, die wissen, daß das System
am Ende ist — ein riesiges Paradox.
Verschärft wird das Problem da-
durch, daß sich die Vertreter der
zweiten Gruppe gerade deswegen in
Panik befinden, weil sie nicht die ge-
ringste Ahnung haben, was sie tun
sollen, um die Katastrophe abzuwen-
den. Nur wenn die Organisatoren der
Demonstrationen Anfang April die-
ses Paradox im Vorfeld der Aktionen
durchdacht und aufgelöst haben,
kann diese Massenmobilisierung da-
zu beitragen, die Systemkrise zu
überwinden. Jede Forderung, die
nicht von der Prämisse ausgeht, daß
das globale Finanzsystem unrettbar
bankrott ist, ist reines Wunschden-
ken!

Schacht oder New Deal?
Denn wir befinden uns in einer glo-
balen systemischen Krise, die zwar
Parallelen zur großen Depression der
dreißiger Jahre aufweist, aber weit
darüber hinausgeht. In einem beispi-
ellosen Eingeständnis, daß das Sy-
stem bankrott ist, räumt die Bank für
Internationalen Zahlungsausgleich
in ihrem jüngsten Quartalsbericht
ein, daß alle Blasen des internationa-
len Finanzsystems dabei sind, gleich-
zeitig zu platzen: die Aktienblase, die
Anleihenblase, die Derivatspekula-
tion, die Immobilienblase, die Kre-
ditkartenblase und die Schuldenbla-
se. Wenn diese erzkonservative Insti-
tution, gewissermaßen die Zentral-
bank der Zentralbanken, auf diese
Weise signalisiert, daß die Kern-
schmelze des Systems unmittelbar

bevorsteht, ist es allerhöchste Zeit,
sich kompromißlos klar zu machen,
was die Alternativen sind: Entweder
wir wiederholen den Fehler, den wir
in Deutschland in den 30er Jahren
gemacht haben, und wiederholen
die faschistische Finanzpolitik eines
Hjalmar Schacht — oder wir gehen
den Weg, den damals Franklin D.
Roosevelt mit dem New Deal ein-
schlug, der Amerika auf diese Weise
erfolgreich aus der Depression her-
ausgeführt hat — ohne Faschismus.

Damals wie heute gibt es soge-
nannte synarchistische Finanzinter-
essen, damals vertreten von Hjalmar
Schacht, die skrupellos alles daran
setzen, in einer solchen Krise den Le-
bensstandard der Bevölkerung dra-
matisch zu senken, damit das anson-
sten bankrotte Finanzsystem mit Hil-

fe der eingesparten Kosten
(bei der me-

dizinischen Behandlung, den Renten
etc.) weiter aufrechterhalten werden
kann. Oder, wie im Falle Argentini-
ens, das seinen durch ungerechte
Währungsabwertungen und ähnli-
che Auflagen künstlich aufgeblähten
Schuldenberg nicht mehr bezahlen
kann — obwohl es seine Schulden in
Wirklichkeit längst bezahlt hat —
und nun wie in Shakespeares Kauf-
mann von Venedig gezwungen werden
soll, seine Schulden mit „einem
Pfund Fleisch“ aus seinem eigenen
Körper zu bezahlen. Dies verursacht
ungeheures menschliches Leid, aber
das System ist dadurch trotzdem
nicht zu retten.

Das zusätzliche Problem besteht
darin, daß die führenden Vertreter
der Regierungen und erst recht der
Banken und Versicherungen nicht
die geringste Ahnung haben, wie sie
die Krise lösen sollen. Denn sie ha-
ben von wirklicher Produktion und
Realwirtschaft keine Ahnung, und
sie haben selbst den seit rund 40 Jah-
re andauernden Paradigmenwandel
mitgetragen, der unsere Gesellschaft
von einer Gesellschaft der Produzen-
ten in eine Gesellschaft von Konsu-
menten und Spekulanten verwan-
delt hat und der an dem gegenwärti-
gen Kollaps schuld ist.

Es gibt noch eine weitere Dimensi-
on der Angelegenheit. Die jüngsten
Terroranschläge in Madrid wa-
ren weder das Werk der
baskischen ETA noch isla-
mistischer Kreise an sich.
Die neue Regierung Spa-
niens unter-

sucht vielmehr alte faschistische
Netzwerke, die in der Ver-
gangenheit bereits
an Putschversu-
chen in Spanien
beteiligt waren
und nach dem
Vorbild der „Stra-
tegie der Span-
nung“, die in
den 70er Jahren
bei ähnlichen
Terroranschlä-
gen in Italien
verfolgt wurde,
in der Bevölke-
rung ein Klima
des Terrors er-
zeugen wollen,
so daß diese
rechte, faschi-
stische Regi-
me akzeptiert.
Zum Glück ist
die Rechnung
nicht aufge-
gangen, weil
die Bevölke-
rung Spani-
ens ohnehin
mit großer...

Helga Zepp-LaRouche im Gespräch mit Mitgliedern der LaRouche-Jugendbewegung.
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...Mehrheit gegen Spaniens Beteili-
gung am Irakkrieg war und nun,
nachdem die ganzen Lügen aufgeflo-
gen sind, auf denen dieser Krieg ba-
sierte, Aznar die Rechnung dafür prä-
sentiert haben. Die unverschämte
Weise, mit der die Regierung Aznar
die Medien aufforderte, zu lügen, daß
die ETA hinter den Anschlägen stün-
de, wirft ein Licht auf die Gepflogen-
heiten der „Mediendemokratie“.

Hinter dem Terror
Aber die Ereignisse in Madrid ver-
deutlichen, daß in dieser systemi-
schen Krise synarchistische Kreise
versuchen könnten, durch Terroran-
schläge und neue Reichstagsbrände
faschistische Regime durchzusetzen,
die dann eben auch eine Finanzpoli-
tik im Sinne Hjalmar Schachts ver-
wirklichen sollen.

Es gibt einen Ausweg. Er setzt vor-
aus, daß sich genügend selbstdenken-
de Personen, Gewerkschaftsführer,
Mittelständler, Betriebsräte usw. fin-

weiter auf Seite IV

Dow Jones Index, wöchentliche
Schlußstände 1900-2002
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Wie Carnot preußischer
Generalleutnant wurde

VON ANDREAS RANKE
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Noch immer sitzen in Amerika vier
Mitglieder der LaRouche-Bewe-
gung als politische Gefangene im
Gefängnis. Um die Bemühungen
für ihre Freilassung zu unterstüt-
zen, veröffentlichen wir regel-
mäßig, wie lange sie bereits un-
schuldig inhaftiert sind – solange,
bis sie frei sind. 

MICHAEL BILLINGTON 8 JAHRE, 189 TAGE

LAURENCE HECHT 5 JAHRE, 96 TAGE

PAUL GALLAGHER 5 JAHRE, 96 TAGE

ANITA GALLAGHER 5 JAHRE, 96 TAGE

(Stichtag 17. Februar 1999)
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Entwicklungsländer fordern
Kapitalkontrollen gegen Spekulanten
Immer mehr Regierungen und Ökonomen kommen zu der Überzeugung, daß ein Ausweg aus der Weltfinanzkrise
nur mit Devisen- und Kapitalkontrollen in den einzelnen Nationen möglich ist. Selbst im anglo-amerikanischen
Herzland der Globalisierung gibt es inzwischen Stimmen in diese Richtung.
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Noch bis vor kurzem waren Kapital-
und Devisenkontrollen als Mittel der
Finanzpolitik ein absolutes „Tabu“.
Länder, die solche „altmodischen“
Kontrollregelungen benutzten, galten
im Zeitalter der Globalisierung als Di-
nosaurier, die keine Chance hätten,
im internationalen Wettbewerb mit-
zuhalten. Jetzt hat sich das Blatt ge-
wendet. Immer mehr setzt sich die Er-
kenntnis durch, daß diese Kontroll-
maßnahmen souveräner National-
staaten im Gegenteil die unerläßliche
Grundvoraussetzung dafür sind, die
Weltfinanzkrise einigermaßen unbe-
schädigt zu überstehen.

Zu verdanken ist dieser Wandel zum
einen den Bemühungen Lyndon La-
Rouches und seiner Freunde, die welt-
weit entsprechende Vorschläge für ein
„Neues Bretton Woods“ verbreitet ha-
ben, und zum anderen einigen Län-
dern mit Vorbildfunktion – allen vor-
an China und Malaysia –, die heute
wegen ihrer Devisenkontrollen weit
besser dastehen als andere, vor Spe-
kulation nicht geschützte Staaten.

Auf dem gerade in Jamaika zu Ende
gehenden Gipfeltreffen der Gruppe 15
wichtiger Entwicklungsländer (G-15) –
die inzwischen auf 17 Mitgliedsstaaten
angewachsen ist – gab es einen weit-
gehenden Konsens über die Notwen-
digkeit von Kontrollen und Beschrän-
kungen der kurzfristigen spekulativen
Geldströme. Gleichzeitig vernimmt
man sogar in England und den USA,
deren Establishment hysterisch am ka-
tastrophalen Globalisierungsdenken
festhält, prominente Stimmen für sol-
che Kontrollmaßnahmen.

In der Financial Times, dem Sprach-
rohr der Londoner City, erschien am
9. Februar ein entsprechender Artikel
mit Signalcharakter. Der Autor Ronald
McKinnon ist Wirtschaftsprofessor an
der amerikanischen Universität Stan-
ford und lebt derzeit als Fellow (Gast-
dozent) der Bank von England in

Am 3. Februar kam es im dänischen
Parlament zu einer ungewöhnlichen
Initiative: der Ausschuß für Politik
und Wirtschaft berief eine Anhörung
über die internationale Finanzkrise
ein. In- und ausländische Experten
waren eingeladen worden, um die Ab-
geordneten über die verschiedenen
Aspekte der Krise zu informieren und
mögliche Lösungsvorschläge darzule-
gen. Neben Abgeordneten aller zehn
im Parlament vertretenen Parteien
hatten sich auch Vertreter des Finanz-
und Wirtschaftsministeriums, der

Zentralbank, vieler Privatbanken so-
wie der Industrie als Zuhörer zu dieser
eintägigen Veranstaltung eingefun-
den. 

Durch die Teilnahme des Vorsitzen-
den des dänischen Schiller-Institutes
Poul Rasmussen erhielt die Anhörung
besondere Brisanz. Die Einladung Ras-
mussens ging auf die internationale
Kampagne des Schiller-Institutes für
eine umfassende Reorganisation des
Weltwährungs- und -finanzsystems
zurück. In diesem Zusammenhang
hatten Helga Zepp-LaRouche, die in-

ternationale Präsidentin des Schiller-
Institutes, und die ukrainische Parla-
mentarierin Dr. Witrenko im Februar
1997 einen Appell an Präsident Clin-
ton gerichtet, eine Dringlichkeitskon-
ferenz zur Einführung eines neuen
Bretton-Woods-Systems einzuberu-
fen. Dieser Appell war zusammen mit
einem 1998 erneuerten Aufruf an alle
dänischen Abgeordneten verschickt
worden. In der ersten Augustwoche
1998 — unmittelbar vor Ausbruch der
Rußlandkrise — hatten dann alle Ab-
geordneten eine weitere Studie des

Schiller-Institutes über die Ursachen
der Finanzkrise erhalten. Eines der
Ausschußmitglieder setzte sich dar-
aufhin mit dem Schiller-Institut in
Verbindung, um weitere Informatio-
nen zu erhalten. 

In seiner Eröffnung gab der Aus-
schußvorsitzende Steen Gade von der
Sozialistischen Volkspartei der An-
hörung gleich eine deutliche Rich-
tung vor, als er erklärte, der Interna-
tionale Währungsfonds (IWF) sei we-
gen seiner Vorgehensweise stark in die
Kritik geraten: 

HESSENWAHL. Ausschlaggebend für den Sieg der CDU in Wies-
baden war nicht bloß die Frage der doppelten Staatsbürgerschaft.
Die Wahl war eine Abstimmung über die ersten 100 Tage der
Regierung Schröder-Fischer. 

„Grüne haben ihre 
Schuldigkeit getan!“

WIDERSTAND. Erstmals seit 21 Jahren demonstrieren in
Deutschland wieder Menschen für die Kernenergie. Die Beschäf-
tigten der Kernkraftwerke im Norddeutschland haben genug von
den Atomausstiegsplänen der rot-grünen Regierung.

4000 demonstrieren in
Stade für Kernenergie 

Sensation nennt man das Ergebnis ei-
ner politischen Wahl dann, wenn al-
le Demoskopen gründlich daneben
gelegen haben. Am Abend des 7. Fe-
bruar war eines klar: Die Demoskopen
und sicherlich auch die Parteistrate-
gen der bisherigen Regierungspartei-
en hatten sich bis auf die Knochen bla-
miert. Und in einer solchen Situation
macht man dann gleich den nächsten
Fehler — bei der Ursachenforschung.
Man stürzt sich auf die einfachste Er-
klärung: Die Hessenwahl sei durch die
Unterschriftenaktion der CDU zur
doppelten Staatsbürgerschaft ent-
schieden worden. Aus diesem Thema
sei die emotionale Schubkraft gekom-
men, die den Ausschlag für die größe-
re Mobilisierung der CDU-Wähler ge-
geben hätte. Doch wenige Tage nach

der Hessenwahl muß man die Er-
klärung des Wahlergebnisses genauso
revidieren wie die Prognosen vor der
Wahl. 

Die Motive für das Wählerverhalten
am 7. Februar sind vielschichtiger.
Zum Beispiel gab es bei dieser Wahl
den größten Strom von Wechselwäh-
lern, den man bisher überhaupt bei ei-
ner Wahl hat feststellen können: Die
Wähler wanderten von der FDP zur
CDU, von der SPD zur CDU, von den
Grünen zur SPD, und zwar zu Zig-
tausenden.

Und neben dem CDU-Wahlsieg gab
es ein zweites herausragendes Ereig-
nis: die dramatischen Stimmenverlu-
ste für die Grünen. 

Es war für Deutschland ein besonde-
res Ereignis, als am Mittag des 4. Fe-
bruar 500 Arbeiter, Angestellte und
Manager des Kernkraftwerks Stade
(KKS) gemeinsam einen Demonstrati-
onszug für die Kernenergie formier-
ten. Sammelpunkt der Demonstran-
ten, zu denen auch Delegationen aus
den anderen Kernkraftwerken Nord-
deutschlands Brunsbüttel, Krümmel
und Lingen gehörten, war das Kern-
kraftwerk. Am Zielort, der Innenstadt
Stades, waren es schließlich 4000
Menschen, Beschäftigte aus allen
Branchen der Region mitsamt Fami-
lienangehörigen.

Erstmals seit 21 Jahren demonstrie-
ren in Deutschland wieder Menschen
für die Kernenergie. Solange hat es
nach der großen Kundgebung 1978 in
Dortmund gedauert, bis Gewerk-

schafter, Arbeiter, Betriebsräte und
„normale“ Bürger wieder wagten, für
eine Technologie auf die Straße zu ge-
hen, die in den 70er Jahren einmal als
Modell für die Zukunft aufgebaut
wurde.

Diese Demonstration bricht ein Ta-
bu, das die Bürgerrechtsbewegung Soli-
darität oft gespürt hat, wenn sie an In-
fo-Ständen für die Kernenergie ein-
trat. Kernenergie war noch bis vor we-
nigen Wochen das Unwort des Jahr-
zehnts. Nicht im Sinne einer beson-
ders unsinnigen Wortschöpfung.
Nein, seit Jahren wagte sich niemand
mehr, laut zugunsten der Kernenergie
zu sprechen oder das Wort auch nur
in den Mund zu nehmen. Die ganze
Region Stade fürchtet um ihre Ar-
beitsplätze. 

FINANZKRISE. In einer ungewöhnlichen Initiative haben sich dänische Abgeordnete über die Hintergründe der Weltfinanzkrise
informieren lassen. Poul Rasmussen vom dänischen Schiller-Institut forderte ein neues Bretton Woods.

Brisante Anhörung im dänischen Parlament

Seine Initiative zur
Verhängung von

Kapitalkontrollen
wird jetzt zum

weltweiten Vorbild:
Der malaysische

Ministerpräsident
Dr. Mahathir. 
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Großbritannien. Er argumentiert völ-
lig richtig, die Volkswirtschaften Euro-
pas und Asiens hätten ihr stärkstes
Wirtschaftswachstum in Zeiten von
Kapitalkontrollen und stabilen Wech-
selkursen erreicht. Deshalb lehnt er
das Dogma der „freien Wechselkurse“
des IWF ab. McKinnon schreibt: „Auch
ohne die Rückkehr zu festen Werten
für Wechselkurse im Weltmaßstab, wie
1944 bei der Bretton-Woods-Vereinba-
rung, ist ein Fortschritt auf regionaler
Grundlage zur Sicherung der Wechsel-
kurse unter Ländern, die in Handel
und Geldverkehr eng miteinander ver-
bunden sind, durchaus machbar.“ Der
Marshall-Plan 1948-51 sei das augen-
fälligste Beispiel für internationale
Kredite: „Schlußstein war die Bildung
der Europäischen Zahlungsunion im
September 1950. Zur Abrechnung des
multilateralen Zahlungsverkehrs er-
klärte jedes Land eine genaue Wech-
selkurs-Parität gegenüber dem Dollar,
und somit auch aller gegeneinander. 
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Reform des Weltfinanzsystems 
oder neuer 30jähriger Krieg
Eine Lösung der drängenden weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise muß auf höchster strategischer Ebene
gefunden werden; nur so kann man auch der sich zusammenbrauenden Weltkriegsgefahr begegnen. Dies war der
Tenor eines Seminars der Nachrichtenagentur EIRNA in Bonn, an dem neben dem demokratischen
Präsidentschaftsbewerber Lyndon LaRouche und dessen Ehefrau Helga Zepp-LaRouche auch führende Vertreter
Rußland, Chinas und Indiens sprachen.

Das Magazin Executive Intelligence Re-
view veranstaltete am 21. April in der
Stadthalle von Bonn-Bad Godesberg
unter dem Thema „Ausweg aus der
Krise“ ein internationales Seminar,
das mit einer Rede von Lyndon La-
Rouche über die strategisch-wirt-
schaftliche „Alternative zum Dritten
Weltkrieg“ eröffnet wurde. Im Rück-
blick auf ein EIR-Seminar, das am glei-
chen Ort Anfang November 1997
stattfand, muß man heute leider fest-
stellen, daß sich damals vorgebrachte
Warnungen vor einer Ausweitung der
globalen Krise als zutreffend erwiesen
haben.

Der in seine fünfte Woche gehende
Luftkrieg der NATO gegen Serbien, in
den Rußland indirekt oder sogar di-
rekt hineingezogen werden könnte,
verlieh dem Seminar am 21. April ei-
ne bedrückende Aktualität, und hier-
in liegt auch ein zusätzlicher Grund
für das starke Interesse der in Bonn
akkreditierten Botschaften, von de-
nen 20 — aus Asien, Afrika, Nahost,
Osteuropa und Zentralasien— mit di-
plomatischen Vertretern bei der Eröff-

nungsrede von Lyndon LaRouche prä-
sent waren. 

Der laufende Balkankrieg und die
politischen Frontstellungen, die er in-

ternational verursacht, ließen ver-
ständlicherweise die Emotionen auch
auf diesem Seminar mit seinen 160
Teilnehmern hochschlagen. Vor al-

Ein wichtiges Forum der Vernunft war das EIR-Seminar in Bonn. Am Rednerpult Lyndon
LaRouche, am Podium Prof. Menschikow (rechts.), Prof. Hankel (2.v.l.) und die EIR-
Geschäftsführer Anno Hellenbroich und Michael Liebig. 
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NATO. Der NATO-Krieg auf dem Balkan steckt in einer Sackgasse. Der britische Regierungschef
Tony Blair entpuppt sich dabei als Hauptkriegstreiber. 

Blair schürt Kriegshysterie
In der fünften Woche der NATO-Luft-
angriffe gegen Jugoslawien trafen sich
die Staatschefs der NATO-Mitglieds-
länder in Washington anläßlich des
50. Jubiläums des Bündnisses. Die La-
ge hätte nicht ernüchternder sein
können: Der Balkan-Krieg steckt in ei-
ner Sackgasse. Deutlich sichtbar sind
die Nerven führender NATO-Militärs
— wie etwa die des NATO-Oberkom-
mandierenden General Wesley Clark

— angegriffen, denn der Krieg verläuft
eben nicht „nach Plan“. Milosevics
Regime ist eher gestärkt, wie serbische
Regimegegner bitter beklagen, und
die Lage der vertriebenen Bewohner
des Kosovo ist schlimmer denn je.
Aber die britische Regierung verbrei-
tete in Washington blanke Hysterie
über einen angeblich nahenden End-
sieg der NATO auf dem Balkan, wenn
die Vereinigten Staaten nur jeder di-

plomatischen Vermittlung eine klare
Absage erteilten.
In der NATO hat die britische Regie-
rung die „Flucht nach vorne“ ange-
treten. Am 20. April gab im NATO-
Hauptquartier Tony Blair höchstper-
sönlich einen militärischen Lagebe-
richt, in dem er mit großen rhetori-
schem Einsatz Siegeszuversicht zu ver-
breiten suchte. 
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lem in Rußland, das wurde in der Dis-
kussion deutlich, hat ein wesentlicher
Teil der Kritik an dem NATO-Luftkrieg
mit den Erfahrungen aus zehn Jahren
destruktiver westlicher Wirtschafts-
und Finanzpolitik gegenüber den Rus-
sen zu tun. LaRouche betonte in der
Diskussion, Kritik solle nicht gegen
„Amerika“ oder die „NATO“ als sol-
che, wohl aber gegen die um Blair, Al-
bright, Cohen und Gore gruppierte
besondere Strömung der Konfronta-
tionisten innerhalb des Westens ge-
richtet werden.

Trotz aller zweifellos bestehenden
Meinungsverschiedenheiten, das be-
tonte LaRouche ebenfalls, sei es not-
wendig, verantwortungsbewußte Po-
litiker und Experten aus allen Weltre-
gionen an einem Tisch zu versam-
meln und nach Lösungen für Pro-
bleme auf der allerhöchsten strategi-
schen Ebene zu suchen. Insofern war
dieses Seminar, wie LaRouche in sei-
nem Schlußwort feststellte, ein „ein-
zigartiges Forum“, weil es Vertreter der
verschiedensten Aspekte eines Pro-
blems, das allen gemeinsam ist, zu-
sammenbrachte: Das ungelöste,
dringliche Problem der grundsätzli-
chen Reform des Weltfinanzsystems
und das Problem der wachsenden
Weltkriegsgefahr. Gerade weil zur Zeit
kaum derartige Foren stattfinden, war
dieses Seminar eine politische Inter-
vention von internationaler Bedeu-
tung.
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Dem Kosovo kann keine Gerech-
tigkeit widerfahren, wenn nicht
die britische Oligarchie in die
Schranken verwiesen wird, die
nicht nur für diesen Krieg ver-
antwortlich ist, sondern für zahl-
lose andere Krisen und Völker-
morde auf der ganzen Welt. Im
Innenteil dieser Zeitung veröf-
fentlichen wir Teile aus einer im
amerikanischen Magazin EIR
vom 16. April erschienenen um-
fassenden Dokumentation die-
ser kritischen Weltlage. Es ist
nicht übertrieben, in diesem Zu-
sammenhang davon zu spre-
chen, daß die von London los-
geschickten „Vier Reiter der Apo-
kalypse“, die Krieg, Hunger, Pest
und Tod verbreiten, systema-
tisch und gezielt ihr Werk ver-
richten. Neben der Einleitung
von Dennis Small schildert Ra-
chel Douglas die systematische
wirtschaftliche und soziale Zer-
störung Rußlands und Linda de
Hoyos die an den Dreißigjähri-
gen Krieg erinnernden Zustände
in Afrika. Siehe die Seiten 6-9

Krieg,
Hunger, Pest

und Tod 

ISRAEL. Die Gefahr wächst, daß die Regierung Netanjahu einen
Krieg gegen den Libanon und Syrien vom Zaun bricht.

Krieg als Wahlkampf?

AKTIENMARKT. Einige Analysten vergleichen die absurden 
Wallstreet-Kurse inzwischen mit der legendären „Tulpen-
Blase“ im 17. Jahrhundert.

Fertigmachen zum
Absturz
Seit der Dow-Jones-Index der New
Yorker Börse seine Rekorde jenseits der
10 000-Punkte-Grenze feiert, pfeifen
es die Spatzen von den Dächern: Der
große Knall ist vorprogrammiert. 

Schon eine geringe Portion gesun-
den Menschenverstandes reicht aus,
um die Unhaltbarkeit der Kurse an der
Wall Street, aber auch an den wich-
tigsten europäischen Aktienmärkten,
einzusehen. Selbst der notorisch opti-
mistische Internationale Währungs-
fonds hat jetzt anläßlich seiner Früh-
jahrstagung in Washington von ho-
hen Risiken für die Weltwirtschaft ge-
sprochen und dabei an erster Stelle die
Höhe der Aktienkurse in den Verei-

nigten Staaten genannt. Analysten
von Morgan Stanley Dean Witter ver-
gleichen mittlerweile die Jagd auf die
Aktien von US-Internet-Unterneh-
men (America Online, Yahoo, IBM,
Compaq u.a.) mit der legendären
„Tulpen-Blase“, die gegen Ende des
17. Jahrhunderts in Holland mit
großer Lautstärke platzte.

Ein wichtiger Faktor für die Anfäl-
ligkeit der Aktienkurse ist die Tatsa-
che, daß große amerikanische und bri-
tische Investmentfonds in den letzten
zwei Jahren ihre Anlagen in soge-
nannte „Indexfonds“ oder indexori-
entierte Fonds verlagert haben. 
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Die jüngsten militärischen Provoka-
tionen der israelischen Regierung im
Südlibanon könnten zu einem syrisch-
israelischen Krieg führen. Vor zwei
Wochen besetzte die israelische Armee
das Dorf Arnoun im Südlibanon — un-
ter dem Vorwand, die libanesische
Guerillagruppe Hisbollah habe es als
Ausgangspunkt für Angriffe auf israe-
lische Soldaten benutzt. Damit wurde
die einseitig erklärte israelische „Si-
cherheitszone“ weiter nach Norden
ausgedehnt. Anschließend schickte Is-
rael seine Hilfstruppe, die „Südlibane-
sische Armee“, in das Dorf.

Daß dies nur ein Vorwand ist, um
die Spannungen in der Region zu er-
höhen, wird dadurch unterstrichen,
daß mit der Besetzung ein laufender
Vermittlungsversuch der USA sabo-
tiert wurde. Die Regierung Clinton
hatte vorgeschlagen, die libanesische
Regierung solle ihre paramilitärische
Polizeitruppe in das Dorf entsenden.
Der israelische Militärjournalist Ze’ev
Schiff schrieb in der israelischen Ta-
geszeitung Ha’aretz, die Besetzung ha-
be die USA überrascht und „einen Vor-
stoß unterbrochen, der von der liba-
nesischen Regierung unterstützt wur-
de“. Die libanesische Regierung hatte
zwar die Forderung Israels, die libane-
sische Armee in das Gebiet zu entsen-

den, abgelehnt, weil das den Anschein
erweckt hätte, sie schütze Israel, in-
dem sie die eigenen Bürger unter-
drücke. Aber mit dem Einsatz der pa-
ramilitärischen Polizei hätte man ei-
nen kleinen Durchbruch erringen
und die Krise entschärfen können.

Die Provokationen der Regierung
von Ministerpräsident Benjamin Ne-
tanjahu im Südlibanon begannen be-
reits kurz nach der Festsetzung der is-
raelischen Parlamentswahlen auf den
17. Mai. Als der relativ gemäßigte Ver-
teidigungsminister Jitzhak Mordechai
aus der Regierung ausgeschieden war,
um sich als Kandidat der neuen Zen-
trumspartei für das Amt des Minister-
präsidenten zu bewerben, stellte Ne-
tanjahu das kriegerischste Kabinett
zusammen, das Israel seit Jahrzehnten
hatte. Dazu gehören Außenminister
Ariel Scharon, dem aus triftigem
Grunde der Beiname „Schlächter des
Libanon“ anhaftet, Verteidigungsmi-
nister Mosche Arens, der in den der
80er Jahren aus dem unbekannten
Möbelverkäufer Netanjahu die „israe-
lische Antwort auf Benito Mussolini“
gemacht hatte, sowie der als Falke be-
kannte stellv. Mossad-Chef und frühe-
re Leiter des Nördlichen Militärkom-
mandos Gen. Averim Levine.
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Wiederaufbau nach dem Ende des NA-
TO-Luftkrieges gegen Serbien? Es liegt
auf der Hand, was getan werden muß:
Brücken und Straßen müssen repa-
riert, Kraftwerke, Fabriken, Kranken-
häuser und Schulen wieder hergerich-
tet werden — in Kosova, Montenegro
und Serbien. Dies aber ist für die Poli-
tiker, Bankiers und Experten der büro-
kratischen Apparate der EU und der
Siebenergruppe (G-7), des IWF und
der Weltbank gar nicht offensichtlich.
Was von der großen Konferenz der ge-
nannten Institutionen, die in Brüssel
am 13. Juli unter dem Titel „Hohe
Steuerungsgruppe zum wirtschaftli-
chen Wiederaufbau im Balkan“ statt-
fand, zu hören war, war entlarvend. 

Weltbank-Sprecher Philip Hay sag-
te, zunächst gehe es nicht um Geld
oder konkrete Projekte, sondern dar-
um, einen „Fahrplan“ für weitere Dis-
kussionen zu erstellen. Weltbankprä-
sident Wolfensohn behauptete, das
Problem liege darin, daß Kosova gar
kein Land sei, sondern zu Serbien
gehöre, und das sei der Weltbank
noch 1,6 Mrd. Dollar schuldig. Die
müßten erst einmal gezahlt werden,

ehe neues Geld fließen könne. Vorerst
seien der Weltbank und dem IWF die
Hände gebunden, da müßten die EU
und die G-7 einspringen, meinte Wol-
fensohn. Die EU? Deren scheidender
Finanzkommissar de Silguy sprach in

Brüssel davon, erst „Mitte Oktober“
werde man mehr wissen. Von der Auf-
bruchsstimmung, die es nach Präsi-
dent Clintons Ausführungen in San
Franzisko Mitte April zum Thema
„neuer Marshall-Plan“ für ganz Süd-

osteuropa gab, ist bei den Bürokraten
von EU, G7, IWF und Weltbank nichts
zu spüren. Clinton scheint dies resi-
gnierend hinzunehmen, aber die Süd-
osteuropäer selbst kämpfen nach wie
vor für den Wiederaufbau: Zum einen
bemühen sie sich darum, daß das The-
ma wieder Vorrang auf der internatio-
nalen Tagesordnung bekommt; zum
andern ziehen sie vorläufige Konse-
quenzen aus dem Unwillen des „rei-
chen“ Westens und intensivieren die
Kontakte der Balkanstaaten unterein-
ander, um wenigstens einige Aspekte
des vorerst gescheiterten großen Auf-
bauprojekts zu verwirklichen. Die um
ihre Hoffnungen betrogenen Südost-
europäer äußerten öffentliche Kritik
am westlichen Geiz auf einer Presse-
konferenz in Salzburg am 1. Juli:

„Es gibt die Befürchtung, daß das,
was versprochen wurde, auf unbe-
stimmte Zeit verschoben wird. Der
Stabilitätspakt (so der offizielle Name
des versprochenen Hilfsprogramms
— d. Red.) wird von Monat zu Monat
aufgeschoben“, sagte Ljubco Geor-
giewsky, der Ministerpräsident Maze-
doniens. 
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Noch immer sitzen in Amerika
drei Mitglieder der LaRouche-
Bewegung als politische Ge-
fangene im Gefängnis. Um die
Bemühungen für ihre Freilas-
sung zu unterstützen, veröf-
fentlichen wir regelmäßig, wie
lange sie bereits unschuldig in-
haftiert sind – solange, bis sie
frei sind. 

MICHAEL BILLINGTON 8 JAHRE, 336 TAGE

PAUL GALLAGHER 5 JAHRE, 243 TAGE

ANITA GALLAGHER 5 JAHRE, 243 TAGE

(Stichtag 21. Juli 1999)
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Balkan: EU-Bürokratie und IWF 
sabotieren Wiederaufbau
Der vollmundig versprochene Wiederaufbau für den Balkan wird von der EU und dem IWF systematisch ver-
schleppt und zerredet. So wie die NATO-Bomben erst die humanitäre Katastrophe auslösten, soll der „Stabilitäts-
pakt“ offenbar garantieren, daß die Krise weiterschwelt. Höchste Zeit, daß die betroffenen Regierungen die Dinge
selbst in die Hand nehmen und nicht länger auf westliche Hilfe warten.

KOLUMBIEN. Inmitten der von höchsten US-Finanzkreisen geförderten „Friedensgespräche“ zwischen Regierung und Narko-
terroristen hat die FARC die blutigste Offensive seit 40 Jahren gestartet.

Terroristen verwüsten Kolumbien 
Wall Street klatscht Beifall

AFRIKA. Bereits heute hängen mehr als 21 Millionen Afrikaner
von internationalen Hilfsprogrammen zum Überleben ab. Die
Ausbreitung von AIDS nimmt neue Dimensionen an.

Katastrophe 
wird totgeschwiegen

GEOPOLITIK. Die jüngsten Ausschreitungen im Iran müssen im
Kontext von Brzezinskis „großem Spiel“ zur Konflikteskalation in
den Ländern entlang der Eurasischen Landbrücke gesehen werden.

Wer schürte die 
Unruhen im Iran?

Während in den westlichen Medien
die fortdauernde humanitäre Krise auf
dem Balkan die Schlagzeilen beherr-
scht, vollzieht sich in weiten Teilen
Afrikas eine humanitäre Katastrophe
ungeheuerlichen Ausmaßes, über die
die internationalen Medien nur ver-
einzelt berichten. Dabei handelt es
sich erneut um Hungerkrisen in afri-
kanischen Krisengebieten, die akut
Millionen Menschen bedrohen. Dazu
nimmt die Ausbreitung von AIDS in
Afrika Dimensionen an, die, wenn sie
nicht aufgehalten wird, auf die Ent-
völkerung ganzer Nationen hinaus-

laufen wird. Demgegenüber entlarven
sich unsere Medien und Regierungen
einmal mehr als heuchlerisch. Es ist
nach wie vor sehr opportun, den Ko-
sovo-Krieg der NATO mit einer Be-
richterstattung über immer neue De-
tails von Greueltaten an der Zivilbe-
völkerung des Kosovo zu rechtferti-
gen. Und routinemäßig nehmen Mi-
nister und Staatschefs das dann zum
Anlaß, öffentlich zu betonen, daß ih-
re Kriegspolitik auf dem Balkan allein
von der Verteidigung der Menschen-
rechte motiviert war.

Am 18. Mai verkündete der britische
Außenminister Robin Cook, Großbri-
tannien und die Islamische Republik
Iran hätten ihre diplomatischen Be-
ziehungen voll und ganz wieder her-
gestellt. Die beiden neuernannten
Botschafter, Nicholas Browne und
Gholamresa Ansari, würden in Tehe-
ran und London ihre Arbeit aufneh-
men. Keine zwei Monate später, am 8.
Juli, gab es an der Teheraner Univer-
sität Studentendemonstrationen, die
eine Woche voller Unruhen einläute-
ten. Es war der schwerste soziale Kon-
flikt seit der Revolution von 1979.

Um es ganz direkt auszusprechen:
Das ist die Quittung, wenn man sich
auf Freundschaftsbekundungen des
britischen Establishments einläßt.

Die Verbindung zwischen beiden
Ereignissen ist zwar nicht linear, aber
sehr real und wirksam. Wenn die bri-
tische Rolle in der gegenwärtigen Iran-
Krise nicht untersucht wird, könnten
sich die sozialen Unruhen zu einer
Welle der Destabilisierung in der
ganzen Region ausweiten.

Um die Situation zu verstehen, muß
man sich die strategische Weltlage
vergegenwärtigen. 

Zwischen dem 8. und 12. Juli haben
die beiden Hauptorganisationen der
Narkoterroristen in Kolumbien, die
„Revolutionären bewaffneten Streit-
kräfte“ (FARC) und die „Nationale Be-
freiungsarmee“ (ELN), insgesamt 28
Städte des Landes angegriffen. Viele
dieser Orte sehen jetzt aus wie die vom
Krieg verheerten Gebiete in Jugosla-
wien: Wohnhäuser, öffentliche Ge-
bäude, Brücken und die Infrastruktur,

alles in Trümmern. Das kolumbiani-
sche Militär schätzt, daß zwischen
12 000 und 15 000 FARC-Terroristen
bei diesen Angriffen zum Einsatz ka-
men. Militärbefehlshaber Gen. Fern-
ando Tapias sprach von „der größten
und wahnsinnigsten Guerilla-Offen-
sive der vergangenen 40 Jahre“.

Mit einer kombinierten Boden-Luft-
Gegenoffensive konnte das Militär bis
zum 12. Juli die meisten Angriffe der

Terroristen wieder zurückschlagen.
Doch im Süden dauern die Kämpfe
noch an. Das Militär soll sich weiter
in Alarmbereitschaft befinden, weil
man mit neuen Angriffen und mit
Mordanschlägen auf prominente Per-
sönlichkeiten rechnet.

Wie konnte die FARC, die die Offen-
sive der Narkoterroristen anführte,
überhaupt militärisch so stark wer-
den, daß sie einen derartigen Angriff

durchführen konnte? Die Antwort ist
eindeutig: Diese Greueltaten sind die
direkte Folge des sogenannten „Frie-
densprozesses“, den die Regierung Pa-
strana auf Geheiß des amerikanischen
Außenministeriums umsetzt, und der
erst vor drei Wochen offiziell von der
Wall Street unterstützt wurde (Neue
Solidarität berichtete).

Amerikanische Soldaten reparieren die Hauptzufahrtsstraße zum Flughafen von Tirana in
Albanien, von wo Hilfsgüter in den Kosovo transportiert werden. 
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„AMERIKANISCHEN SYSTEM“

Vor genau 
30 Jahren
landeten 
die ersten
Menschen
auf dem
Mond. 
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Rede von 
Lyndon H. LaRouche jr. 

auf der Konferenz des Schiller-
Institutes in Bad Schwalbach
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Noch immer sitzen in Amerika
zwei Mitglieder der LaRouche-
Bewegung als politische Gefan-
gene im Gefängnis. Um die
Bemühungen für ihre Freilassung
zu unterstützen, veröffentlichen
wir regelmäßig, wie lange sie be-
reits unschuldig inhaftiert sind –
solange, bis sie frei sind. 

MICHAEL BILLINGTON 9 JAHRE, 316 TAGE

PAUL GALLAGHER 6 JAHRE,  193 TAGE

(Stichtag 7. Juni  2000)
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Wehe dem Dollar, wenn die Zinsen 
steigen und sich der Euro erholt!
Angesichts der fortgeschrittenen Zerrüttung des Weltfinanzsystems ist der Konsens der führenden
Industriestaaten auseinandergebrochen. Jetzt heißt es: Rette sich, wer kann! Europa beginnt endlich den Euro zu
stützen, und in Asien könnte die „Chiang Mai“-Währungsinitiative zum Vorläufer eines Asiatischen
Währungsfonds werden.

LaRouche: OAS muß 
Wahlbetrug in USA untersuchen
Auf einer Pressekonferenz vor dem
Sitz der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS) in Washington forderte
die Sprecherin der LaRouche-Kampa-
gne Debra Hanania-Freeman am 31.
Mai die OAS auf, die anhaltenden
Wahlrechtsverletzungen in den USA
zu untersuchen. Dutzende Vertreter
der internationalen Presse kamen, u.a.
von fünf Fernsehsendern, Zeitungen
wie Le Monde und etlichen Radiosta-
tionen.

Hanania-Freeman forderte die OAS
und ihre Interamerikanische Men-
schenrechtskommission auf, „sofort
zu handeln, um die Erosion demokra-
tischer Wahlen in den USA zu verhin-
dern“. Die Demokratische Partei in Ar-
kansas habe angekündigt, sie wolle
die 53 000 Stimmen für LaRouche

mißachten und die ihm zustehenden
sechs Wahlmänner für den Nominie-
rungskonvent der Demokraten ein-
fach Al Gore zuschlagen. Die OAS
müsse eine Delegation zum Lan-
deskonvent der Demokraten in Ar-
kansas am 24. Juni entsenden, um zu
verhindern, daß Gore LaRouches
Stimmen stiehlt.

Die Pressekonferenz war auf den 31.
Mai gelegt worden, weil der Ständige
Ausschuß der OAS-Botschafter an die-
sem Tag zu einer Dringlichkeitssitzung
zur Präsidentschaftswahl in Peru zu-
sammenkam, wo der Chef der OAS-
Wahlbeobachter in Peru Eduardo Stein
seinen Bericht abgab. Freeman stellte
die Legitimität der OAS-Mission in Pe-
ru in Frage, weil Steins Bruder Chef der
Soros-Stiftung in Guatemala ist und

der Drogenbefürworter George Soros
bekanntermaßen zu den Gegnern der
harten Linie gehört, die der peruani-
sche Präsident Fujimori gegen Drogen
und Terrorismus fährt.

Freeman erklärte, die LaRouche-
Kampagne habe bei der OAS schon
vor kurzem eine Beschwerde einge-
reicht, auf die aber noch nicht reagiert
wurde. Wahlhelfer LaRouches hielten
parallel eine Protestkundgebung ab.
Sie verteilten Flugblätter an Passanten
und OAS-Mitarbeiter. Sie trugen Pla-
kate wie: „Peruaner fragen: Wer stahl
LaRouche 53 000 Stimmen?“, „Betrug
gegen LaRouche — wo bleibt die
OAS?“ oder „Fujimori Si, Narcos No“.

amv
Weitere Artikel zu diesem Thema 

finden SIe auf Seite 3

VORWAHLEN. Für Präsidentschaftskandidat LaRouche wurden bei der demokratischen Vorwah-
len im US-Bundesstaat Arkansas über 53 000 Stimmen abgegeben, das sind mehr Stimmen, als
der Republikaner George W. Bush erhielt.

Arkansas: LaRouche gewinnt 22%
Bei der Vorwahl der Demokratischen
Partei im US-Bundesstaat Arkansas
(Präsident Clintons Heimatstaat) er-
reichte Lyndon LaRouche am 23. Mai
mit 22% der Stimmen sein bisher be-
stes Ergebnis. Vor allem hat er damit
nach 29 Vorwahlen, an denen er bis-
her teilnahm, erstmals ein offizielles
Anrecht auf Delegierte beim Wahl-
konvent der Partei im August, weil er
in allen vier Kongreßwahlkreisen von
Arkansas den dazu nötigen Stim-
menanteil von 15% überschritt. 

Nach Auszählung von 98% der
Stimmen erhielt LaRouche 53 220
Stimmen, Vizepräsident Al Gore

193 823. Damit hat LaRouche ein An-
recht auf sechs Delegierte. Bei den Re-
publikanern erhielten George W.
Bush 35 878 und Alan Keyes 8805
Stimmen. 

LaRouche gab zu dem Wahlergebnis
den folgenden kurzen Kommentar ab:

„In den letzten vier Wochen habe
ich schon damit gerechnet, daß ich bis
zu den letzten Vorwahlen am 6. Juni
in mehr als einer demokratischen Vor-
wahl die 15%-Hürde überspringen
würde. Das Ergebnis der Vorwahl von
Arkansas zeigt uns, wie manchmal das
Vorhersehbare und Unausweichliche
auf überraschende Weise eintritt. Die

Tatsache, daß ich mehr Stimmen er-
hielt als der Kandidat George W. Bush,
ist ein delikates zusätzliches Element
dieser Gesamtentwicklung.

Um zu verstehen, warum dieser
Durchbruch der LaRouche-Kampagne
kommen mußte, muß man über alle
kleinlichen Erwägungen hinaus die
größere weltweite Realität betrachten.
Kurz gesagt: Die Themen, die auf mei-
ner Wahlkampf-Website behandelt
werden — aber auf keiner Website ir-
gendeines anderen Kandidaten er-
scheinen —, sind die einzigen realen
Fragen des Tages. Diese Fragen um den
andauernden Weltfinanzkollaps wer-
den so oder so die Geschichte der Ver-
einigten Staaten in den kommenden
Monaten entscheiden. In diesem Sin-
ne bin ich bislang der einzige reale Prä-
sidentschaftskandidat aller Parteien
überhaupt. Gestern hat in Arkansas die
Realität zugeschlagen.“

Al Gore am Ende
LaRouche hat von Anfang an die un-
vermeidliche Desintegration des
Weltfinanzsystems zum Hauptthema
seines Wahlkampfs gemacht, wäh-
rend der von Gore beherrschte Partei-
vorstand der Demokraten (DNC) alles
unternimmt, dieses Thema aus dem
Wahlkampf herauszuhalten. Indem
Gore und das DNC verzweifelt versu-
chen, die Spekulationsblase aufrecht-
zuerhalten, die Vorwahlen durch den
Ausschluß LaRouches zu manipulie-
ren und die Verschlechterung des
Lebensstandards der Bevölkerungs-
mehrheit einfach zu ignorieren, ha-
ben sie sich den Großteil der demo-
kratischen Wähler entfremdet. Bleibt
es dabei, garantiert das einen Wahl-
sieg des völlig unfähigen George Bush
Junior. Seite 16

Eröffnung der Konferenz der Schiller-Instituts am 26. Mai.

KONFERENZ. Mehrere hundert Mitglieder und Gäste aus
42 Ländern trafen sich am Wochenende des 26.-28. Mai in
Bad Schwalbach zur Jahreskonferenz des Schiller-Instituts. 

„Für ein Neues
Bretton Woods“
Zur Jahreskonferenz des Schiller-
Instituts am 26.-28. Mai sind
hochrangige Vertreter aus allen
Kontinenten zusammengekom-
men: der frühere ugandische
Staatspräsident Dr. Godfrey Binai-
sa (heute Präsident der Afrikani-
schen Bürgerrechtsbewegung),
der frühere Vizepräsident der
Tschechoslowakei Dr. Jozef Miklo-
sko, der Leiter des Luxemburger
Robert-Schuman-Zentrums für
Europa, die Herausgeber der russi-
schen Zeitung Ekonomitscheskaja
Gaseta und der armenischen Zei-
tung Iravunk, Vorstandsmitglieder

der Widerstands- und Menschen-
rechtsbewegungen CNND aus Bu-
rundi und RPR aus Ruanda, Politi-
ker, Ingenieure, Wissenschaftler,
Musiker, Ökonomen und viele an-
dere. Zwei Teile der Welt, die jetzt
schon am Rande des wirtschaftli-
chen und sozialen Abgrunds ste-
hen, waren besonders stark vertre-
ten: Osteuropa und Afrika.

Es war ein historisches Ereignis,
denn allen Teilnehmern war be-
wußt, daß die nächste Jahreskon-
ferenz wohl erst nach dem
„großen Knall“ der Finanzmärkte
stattfinden wird. Seite 12

M
ar

ia
 S

ch
m

it
z

In den letzten vier Tagen im Mai tra-
fen sich die führenden Zentral-
bankchefs der Welt in Paris. Während
die versammelte Finanzprominenz
vorgab, den 200. Geburtstag der Ban-
que de France zu feiern, ging es hinter
verschlossenen Türen äußerst ruppig
zur Sache. Angesichts der fortgeschrit-
tenen Zerrüttung des Weltfinanzsy-
stems ist der Konsens der G-7-Regie-
rungen in den vergangenen Wochen
auseinandergebrochen.

Besonders verzweifelt ist die Lage in
den USA. Alle Manöver und Manipu-
lationen, die Spekulationsblase bis
zum Ende der Präsidentschaftswahlen
aufrechtzuerhalten und damit entwe-
der Gore oder – im Falle eines begrenz-
ten Finanzkrachs – zumindest Bush
zum Präsidenten zu machen, waren
möglicherweise vergeblich. An den
amerikanischen Aktienmärkten sind
seit Mitte März rund 3000 Mrd. Dollar
an Papierwerten vernichtet worden.
Zugleich unterstreicht der Anstieg des
Ölpreises auf mehr als 30 Dollar pro
Barrel die Gefahr, daß im Endstadium
der Finanzwerteinflation die Preisin-

flation außer Kontrolle zu geraten
droht. Nur der hohe Kurs des Dollars
kann das wahre Ausmaß der Preisin-
flation noch einigermaßen verschlei-
ern – allen Zinserhöhungen der letzten
Monate zum Trotz. Und wehe dem
Dollar und der US-Aktienmarktblase,
wenn eines Tages die täglich erforder-
liche Infusion von mindestens einer
Milliarde Dollar ausländischen Kapi-
tals in die US-Wirtschaft ausbleibt!

Offensichtlich wollten die Regierun-
gen auf dem europäischen Kontinent
doch nicht einfach tatenlos zusehen,
wie ihre junge Kunstwährung zur
Schlachtbank geführt wird, nur um
das Leben der Wall-Street-Blase um ein
paar Monate zu verlängern. Ein klares
Signal hierfür ist die Äußerung des
französischen Regierungschefs Jospin
auf der Währungskonferenz in Paris.
Jospin erklärte, man werde im Einver-
ständnis mit den Deutschen ein von
den Finanzministern der elf Euro-Län-
der beschicktes ständiges Gremium
einrichten, das auf die Währungspoli-
tik der Europäischen Zentralbank Ein-
fluß nehmen soll. Seite 2
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Machtkampf in Washington um
Krieg oder Frieden in Nahost
Die Frage, ob es zu einem globalen „Krieg der Kulturen“ kommt, entscheidet sich im Nahen Osten. Der neueste
Friedensvorstoß der Regierung Bush stößt auf erbitterten Widerstand der Fanatiker im US-Establishment, die
schon offen vom „Vierten Weltkrieg“ reden.

Seit dem Beginn des „Krieges gegen
den Terrorismus“ betont die Was-
hingtoner Regierung immer wieder
nachdrücklich, es handele sich kei-
nesfalls um einen Krieg gegen den Is-
lam. Gleichzeitig aber drängen die
Kräfte hinter dem Putschversuch des
11. September immer stärker darauf,
den Krieg von Afghanistan in einen
Krieg gegen den Islam auszuweiten
und so die ganze Welt in einen Kampf
der Kulturen zu stürzen.

Eine Kernfrage bildet dabei die
Nahostpolitik. Wenn es die Regierung
Bush mit der Behauptung, sie führe
keinen Krieg gegen den Islam, wirk-
lich ernst meint, muß sie weit energi-
scher auf einen Nahostfrieden drän-
gen und dazu den notwendigen
Druck auf Israel ausüben. Um diese
Frage tobt jetzt in Washington ein er-
bitterter Machtkampf.

Am 19. November sagte US-Außen-
minister Colin Powell in einer bedeu-
tenden Rede an der Universität Louis-
ville in Kentucky, seine Regierung
wünsche einen gerechten israelisch-
palästinensischen Frieden, und kün-
digte u.a. die Entsendung eines Son-
derbeauftragten an. Powell verwen-

dete einige für die Regierung eher sel-
tene Formulierungen — wie z.B. „is-
raelische Besatzung“ — und forderte
besonders nachdrücklich die Einstel-
lung des israelischen Siedlungsbaus
in den besetzten Gebieten.

Powells Rede löste wütende Reak-
tionen der „Kulturkriegsfraktion“
aus. Sie kritisierten nicht nur scharf
seine Friedenspläne, sondern forder-
ten eine Ausweitung des Krieges von
Afghanistan auf den Irak, Iran, Syri-

en, Sudan, ja sogar Saudi-Arabien und
andere Länder. Nichts könnte deutli-
cher unterstreichen, daß der Putsch-
versuch in den USA unvermindert
andauert.

Powells Rede
In seiner Rede lobte Powell die „bei-
spiellose Zusammenarbeit“ der bei-
den Präsidenten Bush und Putin seit
den Angriffen des 11. September und
fand auch anerkennende Worte für
China, insbesondere seine wirtschaft-
lichen Erfolge. Im Zentrum stand je-
doch die Nahostpolitik. Powell sagte:

„Amerika hat eine positive Vision
für die Region. Eine Vision einer Regi-
on, wo zwei Staaten – Israel und Palä-
stina – in sicheren und anerkannten
Grenzen Seite an Seite leben. Wir ha-
ben eine Vision einer Region, wo alle
Menschen Arbeit haben, die ihnen
das tägliche Brot sichert, ein Dach
über dem Kopf bietet und ihren Kin-
dern eine angemessene Ausbildung
ermöglicht. Wir haben eine Vision ei-
ner Region, wo alle Menschen Gott
im Geiste der Toleranz und des Ver-
ständnisses verehren. Seite 4

Wenn US-Außenminister Powell (links) seinen Nahostplan nicht duchsetzen kann, gibt es
Krieg. Hier neben ihm Präsident Bush, Vizepräsident Cheney und General Shelton. 
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BUNDESWEHREINSATZ. Die Debatte über die Gründe und Ziele
des „Kriegs gegen den Terrorismus“ läßt sich nicht durch die
Drohung mit einem Mißtrauensvotum unterdrücken.

Regierung steht auf
dünnem Eis
Das Mißtrauensvotum gewann der
Bundeskanzler knapp, mit nur zwei
Stimmen über dem erforderlichen
Minimum von 334. Er könnte zwar
sagen, auch die knappste Mehrheit
sei eine Mehrheit, aber die Probleme
der Regierung sind mit der Abstim-
mung ja keineswegs gelöst. 

Aber die anhaltende Debatte über
die Gründe und Ziele des „Kriegs ge-
gen den Terrorismus“ läßt sich nicht
durch die Drohung mit einem Miß-

trauensvotum unterdrücken. Schließ-
lich kann der Bundeskanzler nicht
dauernd mit der Vertrauensfrage dro-
hen. 

Zwar hat der Bundesgerichtshof
dem Kanzler jetzt nachträglich die
Rechtfertigung für die im Frühjahr
1999 am Parlament vorbei gegebene
Zustimmung zur veränderten NATO-
Charta gegeben und damit eine Klage
der PDS abgewiesen. Aber das liefert
keinerlei Rechtfertigung für die NA-
TO-Luftkriege 1999 gegen Serbien
und jetzt gegen Afghanistan. Die NA-
TO kann, darauf haben etliche deut-
sche Völkerrechtler in den letzten Ta-
gen erneut hingewiesen, kein eigenes
Recht schaffen, das im Widerspruch
zur völkerrechtlichen Grundlage der
Vereinten Nationen steht. Das Völ-
kerrecht der UNO ist auch Rechts-
grundlage für alle, zumal die in der
laufenden Debatte über den Afghani-
stan-Krieg am häufigsten zitierten Ar-
tikel der UNO-Charta von nahezu al-
len Regierungen der Welt offiziell an-
erkannt sind. 

In Deutschland hat der Republika-
nische Anwaltsverein (RAV) noch vor
der Vertrauensabstimmung im Bun-
destag eine Stellungnahme veröffent-
licht (im Internet unter rav.de abruf-
bar), die zwei Aspekte der UNO-Char-
ta in den Mittelpunkt rückt: 1) Ach-
tung der Souveränität jedes Staates
und 2) Schutz der Zivilbevölkerung
vor inhumaner Kriegsführung. Bei-
des, so der RAV, wird durch die lau-
fende militärische Intervention in Af-
ghanistan mißachtet. 

Seite 4

HYPERINFLATION. Ende 1923 hatte sich die Gesamtverschuldung der Weimarer Republik in der
Hyperinflation praktisch aufgelöst. Will man so auch die heutige Schuldenkrise „lösen“?

Deflation oder Hyperinflation?
Für die Passagiere einer sinkenden Ti-
tanic ist es von sekundärem Interesse,
zu wissen, welches Ende des Schiffes
zuerst auf dem Meeresgrund landen
wird – sie interessiert nur, so schnell
wie möglich von Bord und in die Ret-
tungsboote zu gelangen. Aber heute,
während das Weltfinanzsystem unter
unseren Füßen zusammenbricht,
streiten sogenannte Experten und In-
sider hitzig darüber, ob die großen
Volkswirtschaften nun von einer De-
flation oder von einer Inflation be-
droht werden.

Der „Antiheld“ dieser Diskussion
ist natürlich der amerikanische No-
tenbankchef Alan Greenspan, der
verzweifelt versucht, den Preisverfall

bei den Finanztiteln (Deflation) auf-
zuhalten, indem er für die verhee-
rendste Geldmengenausweitung (Hy-
perinflation) seit Weimar sorgt. Allein
dieser Umstand sollte zur Genüge be-
weisen, daß die scheinbar entgegen-
gesetzten Alternativen Deflation und
Inflation längst in einer tödlichen
Symbiose miteinander verknüpft
sind.

Paradox ist die Situation nur für
diejenigen, die, anstatt zu den Ret-
tungsbooten zu eilen, lieber in ihrer
Kabine auf der Titanic bleiben, um
darüber nachzudenken, was aus
ihrem Geld werden soll. Die meisten
dieser „Marktteilnehmer“ werden so
oder so alles verlieren: entweder

durch den Wertverlust ihrer Finanz-
papiere oder, falls es ihnen gelingt,
ihre Papiere noch rechtzeitig in Bar-
geld umzutauschen, weil das Geld
selbst wertlos geworden ist.

Dieses Dilemma schilderte ich
schon im Oktober letzten Jahres in ei-
ner Studie der EIR-Nachrichtenagen-
tur unter der Überschrift „Steht die
Hyperinflation kurz bevor?“ Zu je-
nem Zeitpunkt zeichnete sich bereits
der Beginn einer Warenpreisinflation
ab. Die gigantische Preisinflation der
Finanzwerte — die eine Folge des un-
geheuren Liquiditätspumpens Green-
spans und der anderen Zentralban-
ken ab 1994 war — griff auf die Real-
wirtschaft über. Seite 6

BALKAN. Der Wahlsieg des gemäßigten Politikers Rugova bietet eine große Chance für einen
Dialog der Kulturen in den Gebieten Ex-Jugoslawiens und für Frieden in der Region.

Neue Hoffnung für Kosovo
Die Demokratische Liga des gemäßig-
ten albanischen Politikers Rugova
konnte bei den ersten Parlaments-
wahlen im Kosovo seit dem NATO-
Luftkrieg von 1999 einen beein-
druckenden Erfolg verzeichnen: Sie
gewann über 46% der Stimmen,
während die vom früheren UCK-Chef
Hasim Thaci geführte PDK nur auf
25,5% kam. Die Allianz für die Zu-
kunft des Kosovo des früheren regio-
nalen UCK-Kommandanten Ramush
Haradinaj (AAK) erhielt 7,8% der
Stimmen.

Knapp 1,25 Millionen Wahlberech-
tigte, darunter 180 000 Kosovo-Ser-
ben und andere Nicht-Albaner waren

zu den Wahlen aufgerufen; die Wahl-
beteiligung lag bei 65%, wobei auch
46% der Kosovo-Serben, die noch in-
nerhalb des Kosovo leben, und 57%
der außerhalb des Kosovo lebenden,
geflüchteten serbischen Bevölkerung
von ihrem Wahlrecht Gebrauch
machten. Nur in der geteilten Stadt
Kosovska Mitrovica lag die Wahlbe-
teiligung der serbischen Bevölkerung
unter 9%, was dort offenbar auf ge-
zielte Einschüchterungsmethoden
von seiten serbischer Vertreter eines
„Wahlboykotts“ zurückzuführen war.
Parteien der serbischen Minderheit,
die als Einheitskoalition unter dem
Namen „Povratak“ antraten, erhiel-

ten zusammen 11% der Stimmen.
Der serbischen Minderheit sowie den
anderen nicht-albanischen Bevölke-
rungsgruppen waren von vornherein
jeweils zehn Sitze des insgesamt 120
Abgeordnete umfassenden Parla-
ments garantiert worden.

Das große Vertrauen für Rugova
zeigt deutlich, daß die Menschen in
Kosovo eine friedliche Zukunft wol-
len und daß es eine breite Unterstüt-
zung für die Politiker der Ex-UCK
nicht gibt. Schon bei den Kommunal-
wahlen im letzten Jahr erlitten die
UCK-Vertreter eine vernichtende Nie-
derlage. 

Seite 14

1971
➤ Am New Yorker Queens College debattiert LaRouche mit dem Ökonomen Prof. Abba Lerner. In die Defensive geraten,

muß Lerner vor hunderten Studenten eingestehen, daß er die Anwendung der Wirtschaftspolitik Hjalmar Schachts in
Nazideutschland auch für die Gegenwart befürwortet. Seither hat die akademische Wirtschaftswissenschaft die offene
Auseinandersetzung mit LaRouches Wirtschaftstheorie tabuisiert. 
1972

➤ LaRouche greift die Nullwachstumsideologie des Club von Rom an. Er warnt vor einer neumalthusianischen, faschisti-
schen Bewegung gegen Technik und industrielle Entwicklung. 
1973

➤ LaRouche analysiert die Verteuerung des Erdöls um 400% nach dem Jom-Kippur-Krieg als Operation anglo-amerikani-
scher Finanzinteressen. Hunderte Mrd. „Petrodollar“ werden der Realwirtschaft entzogen und fließen in unregulierte Fi-
nanzmärkte. In der Dritten Welt wird durch den Ölschock die wirtschaftliche Entwicklung abgewürgt.
1974

➤ LaRouche gründet das Nachrichtenmagazin Executive Intelligence Review (EIR) und initiiert das Fusions-Energie-Forum (FEF).
➤ Helga Zepp interveniert auf der UNO-Bevölkerungskonferenz unter John D. Rockefeller in Bukarest gegen die Verwei-

gerung wirtschaftlicher Entwicklung der Dritten Welt und malthusianische Bevölkerungsreduktion.
➤ LaRouche schlägt Europa ein Währungs- und Kreditsystem auf Grundlage der EG-Währungen und einem goldgedeck-

ten RGW-Rubel vor („Goldene Schlange“), um u.a. den Ost-West-Handel massiv auszuweiten.
1975

➤ LaRouches wirtschaftstheoretisches Werk Dialectical Economics erscheint. Ausgehend von einer tiefgreifenden Auseinan-
dersetzung mit Marx’ Kapital stellt er erstmals systematisch seine Theorie der physikalischen Wirtschaft dar. 

➤ LaRouche schlägt eine Nationalbank vor, die niedrigverzinste Kredite für Landwirtschaft, Industrie, Entwicklung der
Kernfusion und Wohnungsbau bereitstellt.

➤ Auf einer Pressekonferenz in Bonn am 27. April regt LaRouche eine neue Internationale Entwicklungsbank (IDB) zur Fi-
nanzierung der Industrialisierung der Entwicklungsländer an. In dem Aufsatz „Die Wirkungsweise der IDB“ schildert er
seinen Ansatz für ein neues Weltwährungssystem nach dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems: die Altschul-
den der Entwicklungsländer stunden und reorganisieren, mit neuen niedrigverzinsten Krediten Industrie und Infrastruk-
tur in der Dritten Welt entwickeln und mit Technologieexport die Industriestaaten aus der Wirtschaftskrise führen.
1976

➤ Vor der UN-Vollversammlung in New York fordert der Außenminister Guyanas Fred Wills, ein persönlicher Freund La-
Rouches, ein Moratorium auf die Auslandsschulden der Entwicklungsländer und neue monetäre Strukturen „wie inter-
nationale Entwicklungsbanken“.
1977

➤ In „Die Dritte Nationalbank der USA“ fordert LaRouche die Umwandlung der privaten Federal Reserve Bank in eine Na-
tionalbank, womit die Verantwortung für die Geldpolitik verfassungsgemäß wieder beim Kongreß läge. In mehreren
Schriften stellt er Alexander Hamiltons Amerikanisches System der Theorie von Karl Marx und dem britischen Freihan-
delssystem von Adam Smith entgegen.
1978

➤ LaRouche unterstützt den deutsch-französischen Vorschlag des Europäischen Währungssystems (EWS), das wieder feste
Wechselkurse einführt sowie Handel und Produktion stabilisiert. In „Die Theorie des EWS“ fordert er den Ausbau des
EWS zu einer internationalen Währungs- und Kreditinstitution mit ähnlichen Aufgaben wie in seinem IDB-Vorschlag von
1975. In einer zweiten Phase sollte das EWS an die Stelle des IWF treten.
1980

➤ LaRouche schreibt das Buch Kreditschöpfung ohne Inflation.
➤ Auf die EIR-Studie Die Industrialisierung Indiens folgen weitere Entwicklungsprogramme für Staaten und Regionen der

Dritten Welt, Schwerpunkte sind Infrastruktur, Kernenergie und große Bewässerungsprojekte. 
1982

➤ LaRouche stellt das ein Jahr später als SDI bekanntgewordene Verteidigungskonzept auf Grundlage von Hochenergie-
strahlen vor. Er betont die wissenschaftlich-technische Katalysatorwirkung und den daraus resultierenden enormen wirt-
schaftlichen Nutzen eines solchen Systems. Er schlägt vor, ein solches Raketenabwehrsystem in Zusammenarbeit mit
der Sowjetunion zu entwickeln und einzuführen.

➤ Das Ehepaar LaRouche trifft in Neu-Delhi die indische Premierministerin Indira Gandhi. 
➤ LaRouche trifft den mexikanischen Präsidenten Lopez Portillo. Danach veröffentlicht er Operation Juarez, die Strategie

eines Schuldenmoratoriums und der Refinanzierung der Länder Lateinamerikas. 
1983

➤ LaRouche veröffentlicht das Buch Es gibt keine Grenzen des Wachstums gegen die Ideologie und Wirtschaftspolitik des
Neomalthusianismus und der Umweltschutzbewegung. 
1984

➤ Helga Zepp-LaRouche gründet das Schiller-Institut. 
➤ Lyndon LaRouche kandidiert als unabhängiger Demokrat für die US-Präsidentschaft und wendet sich in mehreren halb-

stündigen landesweiten Fernsehsendungen an die Bevölkerung. 
➤ LaRouche trifft den argentinischen Präsidenten Raul Alfonsin in Buenos Aires. 

1985
➤ LaRouche unterbreitet auf einer Konferenz bei Washington zu Ehren des Raumfahrtpioniers Krafft Ehricke Vorschläge zur

Kolonisierung des Mars. Ein neues Raumfahrtprogramm soll, wie zuvor das Apollo-Programm, als Katalysator für Tech-
nikinnovation und Wirtschaftsentwicklung wirken.
1987

➤ Im Mai warnt LaRouche, wenn die Regierung ihre Politik nicht ändere, käme wahrscheinlich im Oktober ein Börsen-
krach. Am 7.10., zwei Wochen vor dem Oktobercrash, schreibt er: „wir müssen größere finanzielle Schocks oder gar ei-
nen Crash für Mitte Oktober erwarten“. Er schlägt ein detailliertes Programm zur Eindämmung der Finanzkrise und zum
realwirtschaftlichen Wiederaufbau auf. 
1988

➤ In einer Rede im Hotel Kempinski in Berlin schlägt LaRouche der sowjetischen Führung vor, die Wiedervereinigung
Deutschlands zuzulassen. Als Gegenleistung solle man umfassende Kooperation und Hilfe beim wirtschaftlichen Wie-
deraufbau der Sowjetunion und Osteuropas anbieten.
1989

➤ Im Gefängnis entwirft LaRouche die Grundlagen eines Wiederaufbauprogramms für Osteuropa nach dem Zusammen-
bruch der kommunistischen Regime als Gegenentwurf zur neoliberalen IWF-Schocktherapie. Schwerpunkte sind eine
leistungsfähige, moderne Verkehrsinfrastruktur und die Modernisierung des Produktionsapparats. Der Wiederaufbau
Osteuropas soll zugleich einen realwirtschaftlichen Aufschwung im Westen in Gang setzen. Die Finanzierung soll durch
Hamiltonische Entwicklungsbanken erfolgen.
Helga Zepp-LaRouche warnt: Wenn man dem postkommunistischen Osteuropa die neoliberalen „freie Marktwirtschaft“
aufoktroyiere, werde dies zu einem noch viel dramatischeren Zusammenbruch führen.
1990

➤ LaRouches Wiederaufbauplan erscheint unter dem Titel Ein Wirtschaftswunder für Osteuropa — Das produktive Dreieck Pa-
ris-Berlin-Wien als Lokomotive der Weltwirtschaft. Die Studie wird in über 100 000 Exemplaren in den meisten europäi-
schen Sprachen verbreitet.

➤ LaRouche legt einen Entwicklungsplan für den Nahen und Mittleren Osten vor, den Oasenplan, der als Grundlage einer
friedlichen Lösung des Golfkonfliktes dienen soll.

1971
➤ Die Nixon-Administration hebt die Gold-Konvertibilität des US-Dollars auf. Der Dollar wird ge-

genüber den anderen Hauptwährungen im Smithonian Agreement um 11% abgewertet und
darf um 2,5% schwanken.
1972 

➤ Der Club vom Rom wird gegründet. Er veröffentlicht das Buch Grenzen des Wachstums, wo mit-
tels billiger statistischer Tricks behauptet wird, die weltweiten Rohstoff- und Energiereserven sei-
en in absehbarer Zeit erschöpft.
1973 

➤ Im Frühjahr bricht der Dollarkurs dramatisch ein. Auf der Azoren-Finanzkonferenz werden „floa-
tende Wechselkurse“ eingeführt. Die Inflation steigt weltweit. 

➤ Durch Kissingers Intrigen vorbereitet, beginnt der Jom-Kippur-Krieg und führt zu einer Ölprei-
serhöhung durch die OPEC-Staaten um 400%.
1974

➤ Henry Kissinger gibt das Nationale Sicherheitsmemorandum 200 mit dem Titel „Auswirkungen des
weltweiten Bevölkerungswachstums auf Sicherheit und Interessen der USA“ in Auftrag. „Bevölke-
rungskontrolle“ in der Dritten Welt wird darin als eine vorrangige Aufgabe der nationalen Si-
cherheit der USA dargestellt. 
1975 

➤ Der G-7-Gipfel in Rambouillet bei Paris weist Forderungen der Entwicklungsländer nach einer
Neuen Weltwirtschaftsordnung zurück.

➤ Der New Yorker Council of Foreign Relations startet das „Projekt 80er Jahre“; Ziel dieser strategi-
schen Planungsstudien ist die Eindämmung neomerkantilistischer Tendenzen, statt dessen wird
die „kontrollierte Desintegration“ der Weltwirtschaft propagiert.
1977 

➤ Pakistans Präsident Ali Bhutto wird gestürzt und hingerichtet. Guyanas Außenminister Fred Wills
wird zum Rücktritt gezwungen. Sirimavo Bandaranaike, Premierministerin von Sri Lanka, wird ge-
stürzt. Alle drei waren Führungspersönlichkeiten der Dritten Welt, die für eine Neue Weltwirt-
schaftsordnung kämpften.
1978

➤ Trotz massiver britischer Obstruktion wird der deutsch-französische Plan zur Schaffung des Eu-
ropäischen Währungssystems mit festen Wechselkursen verwirklicht.
1979

➤ Mit westlicher Unterstützung kommt der islamische Fundamentalist Khomeini im Iran an die
Macht. Es folgt ein zweiter Ölschock.

➤ Präsident Carter ernennt Paul Volcker zum Vorsitzenden der Federal Reserve. Volcker leitet eine
drastische Erhöhung des Zinsniveaus in den USA ein.
1981

➤ Der Zinssatz in den USA erreicht mit 21,5% den höchsten Stand seit dem Bürgerkrieg. Ein Plei-
tenrekord ist die Folge. 
1982 

➤ Mit dem Falkland-Krieg will das anglo-amerikanische Establishment die Staaten Lateinamerikas
einschüchtern, um sie von Schuldenmoratorien abzuhalten. Durch die Hochzinspolitik sind die
Auslandsschulden Lateinamerikas auf über 400 Mrd. Dollar angewachsen.

➤ Das Wort von der lateinamerikanischen Schuldenbombe macht in Finanzkreisen die Runde. Me-
xiko stellt die Zahlungen ein. 

➤ Henry Kissinger verlangt in einem Schreiben an FBI-Direktor William Webster, LaRouches Akti-
vitäten Einhalt zu gebieten.
1983

➤ Mexiko unterwirft sich den IWF-Konditionalitäten. Brasilien wertet seine Währung um 30% ab,
die Zinsraten überschreiten 450%.
1985 

➤ Der Kollaps des Sparkassensystems von Ohio führt zu einer dreitägigen Schließung aller Banken.
Das US-Farmkreditsystem mit einem Volumen von 70 Mrd. Dollar ist zahlungsunfähig. 
1986

➤ Eine von langer Hand vorbereitete Desinformationskampagne des Stasi beschuldigt LaRouche,
hinter dem Mordanschlag an Olaf Palme zu stehen. In den Medien der USA und Westeuropas
wird diese Verleumdung massiv verbreitet. 

➤ 400 Polizisten mit gepanzerten Fahrzeugen und Hubschraubern durchsuchen die Verlagsbüros
LaRouche nahestehender Zeitschriften und politischer Organisationen. Die Stürmung von La-
Rouches Wohnung wird in letzter Minute abgeblasen.
1987 

➤ Am „Schwarzen Montag“, dem 19.Oktober, fällt an der New Yorker Börse der Dow Jones um 508
Punkte. Die Aktienmärkte brechen international ein.

➤ Unter fadenscheinigen Vorwänden verfügt die US-Regierung die Zwangsliquidierung von LaRou-
che nahestehenden Zeitschriften und politischen Organisationen.
1988 

➤ Brasilien unterwirft sich den IWF-Konditionalitäten. 
➤ Ein Prozeß in Boston, in dem LaRouche und einige Mitarbeiter der „Verschwörung“ zur „betrü-

gerischen Geschäftstätigkeit“ und „Steuerhinterziehung“ angeklagt sind, wird abgebrochen,
nachdem sich herausstellt, daß höchste Regierungsstellen in illegale Maßnahmen gegen LaRou-
che verwickelt sind. Vizepräsident George Bush sagt bei einem öffentlichen Auftritt in Chikago,
LaRouche sei ein Betrüger. Kurz darauf wird LaRouche in Virginia mit der gleichen Anklage vor
Gericht gestellt und in einem Schnellverfahren zu 15 Jahren Gefängnis verurteilt.
1989

➤ George Bush erklärt in Polen, der wirtschaftliche Reformprozeß in Osteuropa müsse auf moneta-
ristischen und neoliberalistischen IWF-Zielsetzungen beruhen. Der Megaspekulant George Soros
schickt Prof. Jeffrey Sachs, den Ideologen der Schocktherapie, als Regierungsberater nach Polen.

➤ Die Berliner Mauer fällt. Deutschland ist auf dem Weg zur Wiedervereinigung. 
➤ Der Chef der Deutschen Bank Alfred Herrhausen, enger Berater von Kanzler Helmut Kohl, wird

von nie identifizierten Terroristen ermordet. Herrhausen hatte einen Marshallplan für Osteuro-
pas vorschlagen und davor gewarnt, das IWF-Modell für Lateinamerika nach Osteuropa zu über-
tragen.
1990

➤ Die Bush-Administration signalisiert Saddam Hussein, daß die USA keine Einwände bezüglich des-
sen Ambitionen auf Kuwait habe. Der Irak steht unter Druck von rund 80 Mrd. Dollar Auslands-
schulden aus dem Iran-Irak-Krieg. Nach der irakischen Invasion Kuwaits geht Bush sofort auf
Kriegskurs gegen den Irak und hintertreibt jede diplomatische Konfliktlösung.

LaRouches Initiativen zur Wirtschaftspolitik Was die Gegner LaRouches taten und die Folgen ihres Tuns
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Europas Zukunft liegt in Asien
Das „strategische Dreieck“ Rußland-China-Indien
Der russische Präsident Putin besucht in dieser Woche China und Indien, wobei sich die „Prinzipiengemeinschaft“
zwischen diesen drei eurasischen Giganten weiter festigen wird. Um nicht vollends im Treibsand der
Wirtschaftskrise zu versinken, sollte Europa schleunigst auf den fahrenden eurasischen Zug aufspringen.

Lyndon LaRouche wurde im Regierungspalast San Marinos empfangen. Im Vordergrund
v.l.n.r.: Lyndon LaRouche, Industrieminister Claudio Felici, Finanzminister Fiorenzo Stolfi und
die beiden Regierungschefs Mauro Chiaruzzi und Giuseppe Maria Morganti. Im Hintergrund
mehrere Bankdirektoren San Marinos. Foto: Regierung San Marino

ITALIEN. US-Präsidentschaftskandidat Lyndon LaRouche hat
Ende November Italien besucht. 

LaRouche als „bekannter
Ökonom“ begrüßt
Vom 21.-25. November hielt sich
Lyndon LaRouche zu Gesprächen in
Mailand auf, wo er am 21. November
auch mit Vertretern des Regionalrates
der Lombardei zusammentraf. Am
22. November gab LaRouche eine
zweistündige Pressekonferenz, die der
katholische Presseverband im
Mailänder Büro der Caritas für ihn
vorbereitet hatte. Am folgenden Tag
sprach er in Mailand vor etwa 200
Personen auf einer Konferenz zum
Thema „Europas Sicherheitsbedürf-
nisse“ (siehe Wortlaut der Rede auf
Seite 7 dieser Ausgabe). Veranstalter
war die Vereinigung „Casa d’Europa“,
eine landesweite Organisation aus
Unternehmern, Fachleuten und Poli-
tikern, die sich mit Italien und die
Europäische Union betreffende Fra-
gen befaßt. LaRouche war neben dem
bekannten Soziologen Giorgio Galli
und EU-Präsident Romano Prodi ei-
ner drei eingeladenen Ehrengäste.
Prodi mußte leider absagen, übermit-

Im Vorfeld der Reise des russischen
Präsidenten Putin nach China und
Indien vom 1. bis 5. Dezember kam es
im November zu einer Reihe außerge-
wöhnlicher diplomatischer Aktivitä-
ten. Putin wird von Beijing aus direkt
nach Neu-Delhi weiterreisen und so
jenes „strategische Dreieck“ zusam-
menführen, das der damalige russi-
sche Ministerpräsident Primakow vor
vier Jahren vorgeschlagen hatte. Die-
se Diplomatie ermöglicht die Bildung
einer „Prinzipiengemeinschaft“ der
drei eurasischen Giganten, die Lyn-
don LaRouche und diese Zeitung im-
mer wieder nach Kräften gefordert
und gefördert haben.

Alle drei Nationen stehen vor
großen Wirtschafts- und Sicherheits-
problemen, die sie nur gemeinsam lö-
sen können. Diese Probleme werden
noch verschärft durch die utopischen
Kriegstreiber in Washington, die in
Afghanistan schon einen Dauerkrieg
ausgelöst haben und weitere Kriege
anzetteln wollen. Rußland und Indi-
en wurden Opfer brutaler Terroran-
schläge, wie der Geiselnahme in ei-

nem Moskauer Theater am 23. Okto-
ber und den Anschlägen in Kaschmir
seit dem 23. November.

Am 21.-22. November fand in Prag
der „NATO-Erweiterungs-Gipfel“
statt. Noch am 22. November kündig-
te der Kreml dann offiziell Putins
außergewöhnliche Reise an. Beob-
achter in Rußland und Indien sehen
in dieser Hinwendung zu den eura-
sischen Nachbarn eine klare Reaktion
auf diese Entwicklungen. 

Das strategische Dreieck, mit der
gemeinsamen Perspektive der Ent-
wicklung Eurasiens, kann viel dazu
beitragen, in dieser gefährlichen Zeit
den Gang der Geschichte zum Besse-
ren zu wenden.

Trilateraler Dialog
Präsident Putin wird am 1. Dezember
zu einem dreitägigen Staatsbesuch in
China eintreffen, wo er auch erstmals
mit dem neuen Generalsekretär der
Chinesischen KP (KPC) Hu Jintao zu-
sammentrifft, der sein Amt am 15.
November angetreten hat. Seite 6

Die NATO, die keine mehr ist 
VON MICHAEL LIEBIG

Man wundert sich, wie vehement die
Teilnehmer des „Erweitungsgipfels“
der NATO am 20./21. November 2002
in Prag immer wieder die „Wichtig-
keit“ und „Unverzichtbarkeit“ des
Militärbündnisses betonten. Offen-
bar ist die Selbstverständlichkeit der
Existenz der NATO, so wie sie es
früher gab, bei den Mitgliedsregierun-
gen nicht mehr vorhanden. 

In diesem Zusammenhang kommt
einem der Satz von General de Gaulle
in den Sinn, daß Bündnisse das glei-
che Schicksal haben wie junge
Mädchen und Rosen — sie welken
dahin. Das Merkwürdige ist, daß die
NATO offensichtlich dahinwelkt, sie
zugleich aber „ausgeweitet“ wird. Sie

wird bald 26 Mitgliedsstaaten umfas-
sen. Kroatien, Mazedonien und Alba-
nien wird eine NATO-Mitgliedschaft
in Aussicht gestellt. Der amerikani-
sche NATO-Botschafter Burns schlägt
sogar vor, die NATO auch auf Staaten
des Kaukasus und Zentralasiens aus-
zuweiten. So aufgebläht hat sich die
NATO aber in eine Art „militärische
Freihandelszone“ verwandelt. Und
sie ist keine wirklich multilaterale
Militärorganisation mehr, sondern ei-
ne, die faktisch total von Washington
beherrscht ist.

Damit scheint sich, zumindest auf
den ersten Blick, ein zweites Paradox
zu ergeben: Die NATO wird einerseits
enorm ausgeweitet, obgleich es ande-

rerseits kein Geheimnis ist, daß Wa-
shington eigentlich der NATO über-
drüssig geworden ist. Schon seit eini-
gen Jahren werden die „alten“ konti-
nentaleuropäischen NATO-Mitglie-
der als militärisch impotente, aber
politisch herumnörgelnde Querulan-
ten betrachtet. Beim Kosovo-Krieg
von 1999 wurde das besonders deut-
lich. Schwierige und zeitraubende po-
litische und militärische Konsultatio-
nen und Abstimmungsprozeduren
bei der NATO wurden seither von
Washington beklagt. Bei der letzten
Wehrkundetagung verkündete dann
Vizeverteidigungsminister Wolfowitz
die Doktrin von der „Allianz der Wil-
ligen“. Seite 12

LANDTAGSWAHLKAMPF. In Hannover herrscht der Finanznotstand, doch den Parteien fehlen die
Ideen, die Krise zu überwinden. 

Niedersachsen wird kaputtgespart
Jetzt liegen die Karten offen auf dem
Tisch. Die Parteien haben ihre Kandi-
daten für die Landtagswahl in Nie-
dersachsen am 2. Februar bestimmt
und aufgestellt. Strotzte der amtie-
rende Ministerpräsident des Landes,
SPD-Spitzenkandidat Sigmar Gabriel,
nach der Bundestagswahl nur so vor
Siegesgewißheit — immerhin lag die
SPD ca. 13 Prozentpunkte vor der
CDU, die in Hannover lediglich auf
27,1% kam —, so sieht er jetzt seine
Felle immer mehr davonschwim-
men. Denn im einstigen „Schröder-
Land“, in dem Gerhard Schröder
nach langer Regierungszeit 1998
nach seiner Wahl zum Bundeskanz-
ler den Stab an Gabriel weitergab,
spiegeln sich die Probleme des Bun-

des dramatischer als in manch ande-
rem Bundesland. 

Wie im Bund ist auch in Nieder-
sachsen eine sogenannte „Störung
des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts“ eingetreten, also das in
Art. 115 (1) des Grundgesetzes vorge-
schriebene Verhältnis der Kreditauf-
nahme zu den Investitionsausgaben
so dramatisch verschoben, daß fak-
tisch nach dem Gesetz ein „wirt-
schaftlicher Notstand“ eingetreten
ist. Aber man versucht in Niedersach-
sen, dies nicht an die große Glocke zu
hängen, obwohl die Meldungen über
die jüngste Steuerschätzung die
Alarmsignale in Gang setzen müssen:
Allein in diesem Jahr bleiben die Ein-
nahmen des Landes um 1,6 Mrd. Eu-

ro hinter denen des Vorjahres zurück
— manche erwarten sogar ein Defizit
von 2 Mrd. Euro. 

Um die Funktions- und Zahlungs-
fähigkeit des Landes einigermaßen zu
erhalten, hat die Landesregierung in-
zwischen die Neuverschuldung von
bisher geplanten 1,35 Mrd. auf
2,95 Mrd. Euro mehr als verdoppelt.
„Das Land kann nichts dafür, wenn
bundesweit die Steuereinnahmen
wegbrechen. Dies ist eine dramati-
sche Situation!“, verteidigte Gabriel
die Entscheidung und kündigte
schon an, daß auch im kommenden
Jahr die Neuverschuldung ausgewei-
tet werden soll — von bisher 1,3 Mrd.
auf 2,65 Mrd. Euro.

Seite 4

telte der Konferenz aber eine Gruß-
botschaft.

Am Sonntag stattete LaRouche der
Republik San Marino auf Einladung
der dortigen Regierung einen Besuch
ab. Er traf mit den beiden Regierungs-
chefs, den Capitani Reggenti zusam-
men, sowie mit Vertretern der Regie-
rung, der Zentralbank und anderen
Banken und hielt auf dem Parteitag
der regierenden Demokratischen Par-
tei San Marinos eine kurze Rede.

Immer wieder sprach LaRouche den
Zusammenhang zwischen Kriegs-
gefahr und internationaler Währungs-
und Finanzkrise an. In Mailand erklär-
te er, es sei zwar kurzfristig gelungen,
den Krieg gegen den Irak aufzu-
schieben, aber die Gefahr sei noch
nicht gebannt, da die Kriegsfraktion in
den USA unbeirrt an ihrem Kurs fest-
halte. Die Europäer sollten nicht in
den Fehler verfallen, den Krieg für
unvermeidlich zu halten, sondern im
Gegenteil den Druck auf die USA er-
höhen. LaRouche erläuterte die beson-
dere verfassungsmäßige Rolle des Prä-
sidenten in den USA und sagte, wenn
es gelänge, den Krieg bis zum Februar
zu verhindern, könnte er wohlmög-
lich abgewendet werden.

LaRouches Äußerungen wurden
sehr positiv aufgenommen. Man
stellte ihn als den „bekannten Öko-
nomen und Präsidentschaftskandi-
daten“ vor, dessen Analysen und
Ideen in Italien sehr geschätzt wür-
den. In Mailand wurde er von der lan-
desweit erscheinenden Zeitung Mila-
no Finanza und vom Fernsehsender
Telenova interviewt. In San Marino
strahlte der Fernsehsender der Repu-
blik ein Interview mit LaRouche aus.
Und während der offiziellen Zu-
sammenkunft erklärten die beiden
Regierungschefs, LaRouche vertrete
„eine der wichtigsten Denkschulen in
der Wirtschaftswissenschaft“ und ha-
be in Wirtschaftsfragen eine derartige
Qualität der Erkenntnis und Interpr-
etation gezeigt, daß er als unanfecht-
barer Bezugspunkt in der internatio-
nalen Diskussion gelte. 
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Transrapidstrecke in Shanghai – 
Grundstein der Eurasischen Landbrücke
Die Jungfernfahrt der ersten kommerziellen Magnetbahn der Welt in Shanghai ist ein Meilenstein in der
Entwicklung der Eurasischen Landbrücke. Kanzler Schröder hat jetzt die einmalige Chance, mit einem
nach dem Lautenbachplan finanzierten Transrapidprojekt der deutschen Wirtschaft den Ausweg aus der
Krise zu weisen.

Die Jungfernfahrt des deutsch-chi-
nesischen Transrapid auf der Strecke
Shanghai-Pudong am 31. Dezember
war ein historisches Ereignis, das
man durchaus mit der ersten Fahrt
der Dampfbahn auf der Strecke Dar-
lington-Stockton in England 1825
vergleichen kann. 
Die Bahn in Shanghai, die den Bun-
deskanzler und den chinesischen
Premierminister als prominenteste
Ehrenfahrgäste beförderte, ist das
Transportmittel der Zukunft und als
erste kommerzielle Magnetbahn der
Welt ein Meilenstein in der ver-
kehrspolitischen Entwicklung der
großen Eurasischen Landbrücke.

Und sie ist ein Kulturschock für
Deutschland, wo diese Technik
schon seit langem zur Anwendungs-
reife entwickelt ist, aber außer der
gut besuchten Teststrecke im Ems-
land in einem Vierteljahrhundert
Magnetbahndebatte nicht ein einzi-
ger Meter Transrapidtrasse gebaut
wurde. 

China, ein „Schwellenland“ mit
1,3 Milliarden Menschen, ist nun
das Land, das weltweit als erstes die
Magnetbahntechnik in die Praxis
umsetzt. Die chinesischen Planun-
gen sehen vor, daß ab Oktober auch
die zweite Spur betriebsbereit sein
wird, so daß der Transrapid im Zehn-
minutentakt regulär in beiden Fahrt-
richtungen betrieben werden kann. 

Dieses deutsch-chinesische Ge-
meinschaftsprojekt ist auch für die
Chinesen selbst „ein Wunder“, wie
Ministerpräsident Zhu Rongji in
Shanghai sagte. Etwa vier Fünftel der
chinesischen Bevölkerung leben auf
dem Lande, und große Teile des Lan-
desinnern sind arm. Es besteht dort
dringender Bedarf nach Entwick-
lung der Infrastruktur in den Berei-
chen Energie, Verkehr, Nahrungs-
mittel- und Wasserversorgung sowie
nach Verbesserung der wissenschaft-
lichen und technischen Kapazitä-
ten.

Seite 6

Der Bundeskanzler und
der chinesische
Ministerpräsident bei
der Zeremonie zur
Einweihung der
Transrapidstrecke in
Shanghai. 

WIRTSCHAFT. Die „Wiesbadener Erklärung“ der SPD zur Mittelstandspolitik beinhaltet
nur ein Mini-Programm für Mini-Jobs. So wird kein Beschäftigungspotential freigesetzt
werden können.

Leider zuwenig, Herr Clement
Die deutsche Wirtschaft ist in einer
brutalen Abwärtsspirale gefangen.
An jedem einzelnen Tag gehen in
Deutschland rund hundert Unter-
nehmen zugrunde, weil ihnen die
Aufträge weggebrochen sind, sie kei-
ne Kredite zum Durchhalten oder für
Investitionen bekommen und weil
ihnen unter den gegebenen Bedin-
gungen jegliche Aussicht auf Besse-
rung in naher Zukunft genommen
wurde. Der Substanzverlust ist
enorm.

Im letzten Jahr stieg die Zahl der
Unternehmenspleiten auf den Nach-
kriegsrekordstand von 37 700, das ist
ein Drittel mehr als das ohnehin
schon extrem hohe Pleitenniveau
der Jahre 1996 bis 2000. Die Unter-

nehmensinsolvenzen des Jahres
2002 vernichteten unmittelbar
590 000 Arbeitsplätze und hinter-
ließen nicht bezahlte Schulden in
Höhe von 38,4 Mrd. Euro, jeweils ein
Fünftel mehr als im Vorjahr. Die offi-
zielle Arbeitslosigkeit hat am Ende
des vergangenen Jahres die Marke
von 4,2 Millionen übersprungen
und liegt damit um eine Viertelmilli-
on höher als zwölf Monate zuvor.

Dabei läßt sich diese katastropha-
le Bilanz noch nicht einmal der trü-
ben Lage der Weltwirtschaft anla-
sten. Denn die deutschen Exporte —
insbesondere Autos, Maschinen und
Chemieprodukte — stiegen 2002 auf
die Rekordhöhe von 647 Mrd. Euro.
Es ist eher umgekehrt: Aufgrund der

darniederliegenden Binnennachfra-
ge zieht die deutsche Wirtschaft den
Rest Europas immer tiefer in den Ab-
grund. Offenkundigster Ausdruck
diese Entwicklung ist der Zustand in
den Sektoren Einzelhandel und Bau-
industrie, die jeweils von der
schwersten Krise seit 50 Jahren spre-
chen. Entsprechend brachen die
deutschen Importe 2002 um vier
Prozent gegenüber dem Vorjahr ein
und lagen mit 520 Mrd. Euro so tief
unter dem Exportvolumen wie nie-
mals zuvor. Bereits 35% der gesam-
ten deutschen Wirtschaftsleistung
entfallen auf den Export, im Ver-
gleich zu lediglich 10% im Falle der
USA oder Japans. 

Seite 7

Der Korruptionsskandal im Umkreis
der Likud-Partei hat ein solches Aus-
maß erreicht, daß der israelische Mi-
nisterpräsident Ariel Scharon bereits
als „Pate“ oder „Mobutu“ Israels be-
zeichnet wird. So erklärte der Cehf
der Arbeitspartei Amram Mitzna auf
einer Wahlkampfveranstaltung vor
Studenten: „Wir haben keine Angst
vor dem Terror seitens des Irak“,
aber man sei über die „politische
Kultur des Landes“ zutiefst besorgt.
„Wir alle sind schockiert. Scharon
führt das Land, als wäre er der ,Pate’
und die Regierung die Familie im
weiteren Sinne.“ Und nach neuerli-

chen Enthüllungen über illegale
Zahlungen in Höhe von rund 1,5
Mio. Dollar an Scharon und dessen
Söhne erklärte der Vorsitzende der
friedensorientierten Meretz-Partei,
Jossi Sarid: „Man hat den Eindruck,
daß sich der Regierungschef und sei-
ne Söhne nach afrikanischem Vor-
bild entschlossen haben, sich den
Vorteil ihrer Position zunutze zu ma-
chen und durch Bestechung, Betrug
und Vertrauensbruch so schnell wie
möglich reich zu werden.“

Die jüngsten Wendungen könn-
ten Scharon den schon sicher ge-
glaubten Wahlsieg bei der Parla-
mentswahl am 28. Januar kosten —
oder ihn sogar hinter Gitter bringen.
Die Tageszeitung Ha’aretz berichtete
am 7. Januar, die israelische Polizei
ermittele gegen Scharon wegen an-
geblicher illegaler Zahlungen in
Höhe von 1,49 Mio. Dollar, mit de-
nen illegale Wahlkampfausgaben
bezahlt werden sollten. Diese Schul-
den stammen aus dem Wahlkampf
Scharons 1999, als er sich um die Li-
kud-Parteiführung bewarb. Bereits
wenige Tage zuvor hatte Ha’aretz ge-
meldet, gegen Gilad Scharon, den
Sohn des Ministerpräsidenten, wer-
de wegen Bestechlichkeit ermittelt.
Er soll drei Millionen Dollar ange-
nommen und im Gegenzug dem du-
biosen Geschäftsmann und Mitglied
des Likud-Zentralkommitees David
Appel geholfen haben, von der grie-
chischen Regierung eine Genehmi-
gung zum Bau eines Hotelkomple-
xes mit Spielkasino auf einer griechi-
schen Insel zu erhalten.

Diese Enthüllungen einer schier
bodenlosen Korruption wurden in
den israelischen und internationa-
len Medien auf den Titelseiten auf-
gegriffen. Seite 9

IRAKKRIEG. Während die UN-Waffeninspekteure keine Hinweise auf Massenvernichtungs-
waffen finden, verstärkt die Kriegspartei den Truppenaufmarsch und die Propaganda.

Psychokrieg um den Irak
Das neue Jahr begann mit einem
großen Aufruf des Papstes zum Frie-
den. Stattdessen aber erlebt man ei-
nen wachsenden militärischen Auf-
marsch am Golf und psychologische
Kriegführung. Es wird zunehmend
befürchtet, daß die Kriegspartei in
England und Amerika gleich nach
der Abgabe des Berichts über die
UN-Inspektionen am 27. Januar die-
ses Jahres mit Kampfhandlungen
beginnen will. Gleichzeitig verdop-
peln die Gegner des Krieges ihre di-
plomatischen und politischen An-
strengungen, um einen Krieg bis En-
de Februar zu verhindern. Danach
gilt ein Krieg bis zum Herbst, u.a.
wegen der extremen Hitze, als
undurchführbar.

Über den verstärkten Einsatz von
Truppen und Kriegsmaterial wird
mit großen Schlagzeilen berichtet,
um einen maximalen psychologi-
schen Effekt auf den Irak und die
Welt zu erzielen. 60 000 Soldaten
sind schon in der Region stationiert,
und am 8. Januar verkündete das
Pentagon, es werde den tausend
Mann starken Planungsstab von
Tampa/Florida an den neu ausge-
bauten Luftwaffenstützpunkt Al Sa-
lilyah in Qatar verlegen. Der schei-
dende Marines-Kommandeur Gen.
James Jones sagte, es sollten insge-
samt 65-75 000 Marines-Soldaten an
den Golf verlegt werden. Das ent-
spricht etwa 40 Prozent der Marines-
Truppen. Wenn die anderen Trup-

penteile ähnlich starke Kontingente
entsenden, wären das insgesamt
noch deutlich mehr als die 200-
250 000 Mann, von denen in den
Medien jüngst die Rede war.

Kampfflugzeuge vom Typ F-15E
und F-15C, B1-Bomber und ein La-
zarettschiff wurden an den Golf
überführt. Am 8. Januar schickte
Deutschland zwei U-2-Aufklärungs-
flugzeuge zum Irak. Die US-Regie-
rung beantragte bei mehreren Regie-
rungen der Region offiziell Überflug-
rechte. Garniert wurden alle diese
Meldungen im Fernsehen mit Kur-
zinterviews amerikanischer Solda-
ten und Soldatinnen auf dem Weg
an den Golf.

Seite 8

Transrapid International

ISRAEL. Zahlreiche spektakuläre Korruptionsskandale und
fragwürdige Finanzierungspraktiken Scharons könnten den
Likud-Block noch in letzter Minute den Wahlsieg kosten.

Ariel Scharon –
der „Pate“ Israels?
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Dumawahl: Durchbruch 
für Glasjews Rodina
Das Ergebnis der Wahlen zur russischen Duma bedeutet eine katastrophale politische Niederlage für die
sogenannten „Oligarchen“. Das Rodina-Bündnis des Ökonomen Sergej Glasjew erhielt auf Anhieb 9%.

Die Wahlen zur russischen Duma
am 7. Dezember haben in der russi-
schen Politik neue Perspektiven
eröffnet. Die Wähler bereiteten den
„liberalen Reformern“, die tatsäch-
lich nur die politische Front für die
„Oligarchen“ in der russischen Wirt-
schaft darstellen, eine vernichtende
Niederlage. Nicht überraschend er-
rang der Präsident Wladimir Putin
nahestehende Block „Vereinigtes
Rußland“ 37% der Stimmen. Doch
die eigentliche Sensation der Wahl
ist das eindrucksvolle 9,1%-Ergebnis
der neuen Partei Rodina, die der
Ökonom Sergej Glasjew erst im
Sommer gegründet hatte. Vor allem
Glasjews Erfolg löste eine Schock-
welle im internationalen politischen
Establishment aus.

Das Wahlergebnis zeigt einen pa-
triotischen Reflex, nachdem Putin
kürzlich wichtige Führungsfiguren
im Kreml aus der Zeit des Jelzin-Re-
gimes fallengelassen und das Vorge-
hen der Justiz gegen die mit auslän-

dischen Interessen verbundenen
Rohstoffmagnaten unterstützt hat-
te. Aber auch die Empörung in Ruß-
land über das imperiale Verhalten
der USA im Irakkrieg floß in das
Wahlergebnis mit ein.

Diese politische Dynamik, die im
Ergebnis der Dumawahl zum Aus-
druck kam, wird sich in den kom-
menden Monaten noch verstärken.
Für den 14. März sind Präsident-
schaftswahlen angesetzt. Nach die-
ser Wahl ist damit zu rechnen, daß
Putin eine neue Regierung mit ei-
nem neuen Premierminister und
neuen Gesichtern in den Schlüssel-
positionen bildet und Änderungen
in der Wirtschaftspolitik vornimmt.

Die von Skandalen geschüttelten
Kommunisten (KPRF) unter Genna-
dij Sjuganow sackten auf unter 13%
ab (halb soviel wie 1999), und die
LDPR des professionellen, ultra-
chauvinistischen Provokateurs Wla-
dimir Schirinowskij erhielt 12%.

Seite 4

Lyndon LaRouche (hier bei seiner Rede) wurde auf dem Pariser Parteitag
begeistert willkommen geheißen. Foto: Kévin Desplanques

FRANKREICH. Lyndon LaRouche war Anfang Dezem-
ber in Frankreich, wo er neben zahlreichen Ge-
sprächen eine gut besuchte Pressekonferenz abhielt
und beim Parteitag der Solidarité et Progres auftrat.

Die Kunst, 
groß zu denken
Helga Zepp-LaRouche und Lyn-
don LaRouche waren die Eh-
rengäste auf dem Parteitag der
Solidarité et Progres, der Partei der
französischen LaRouche-Bewe-
gung, der am 6. Dezember bei
Paris stattfand. An der Konferenz
nahmen etwa 200 Personen teil,
mehr als die Hälfte Jugendliche
im Alter zwischen 18 und 25 Jah-
ren. LaRouches Auftritt bei die-
sem Parteitag war der Höhe-
punkt eines Besuchs, der geprägt
war vom deutlich zunehmenden
Interesse der Medien und füh-
render Kreise des Landes an einer
Alternative zur Kriegspartei in
der politischen Landschaft Ame-

rikas, was sich u.a. in zahlrei-
chen Einzelgesprächen mit ein-
flußreichen französischen Per-
sönlichkeiten niederschlug.

Bereits am 5. Dezember hatte
eine gut besuchte Pressekonfe-
renz stattgefunden, an der der
arabische Fernsehsender Al
Dschasira, die iranische Nach-
richtenagentur IRNA marokkani-
sche und saudiarabische Medien
sowie lateinamerikanische und
europäische Pressevertreter teil-
nahmen. Neben der Pressekonfe-
renz selbst gab LaRouche dem
halboffiziellen Radiosender Ra-
dio France International ein Inter-
view. Seite 16

EUROPA. Die von Frankreich und Deutschland initiierte „strukturierte Zusammenarbeit“
in der Militärpolitik der Europäischen Union wird von den Neokonservativen in Washing-
ton unter wütenden Beschuß genommen.

Warum die Aufregung um
den „Pralinengipfel“?

DOLLARKRISE. Während ein „Wunder“ japanischer Interventionskunst die Dollartalfahrt
nur kurz bremsen konnte, denkt man in Europa über mögliche Kapitalkontrollen nach.

Weltfinanzsystem gerät 
aus seinen Fugen
Am Dienstag, den 9. Dezember, ge-
schah ein kleines Wunder an den
Devisenmärkten. An allen acht vor-
hergehenden Handelstagen war der
US-Dollar zum Euro auf ein neues
historisches Tief abgestürzt. Gegen-
über Währungen, die es schon ein
bißchen länger gibt, wie dem briti-
schen Pfund, fiel er auf den tiefsten
Stand seit elf Jahren. Doch nun, am
neunten Tag, wurde der Sturz vor-
übergehend aufgehalten. Hatte sich
plötzlich der Ausblick für die Finan-
zierung der gigantischen Auslands-
verschuldung der USA aufgehellt?
Keineswegs. Die kleine Verschnauf-
pause bei der Talfahrt der amerikani-

schen Währung hatte eine ganz be-
stimmte Ursache: erneute massive
Eingriffe der japanischen Zentral-
bank in das Treiben auf den Devi-
senmärkten — im krassen Wider-
spruch zum liberalen Dogma der frei
„floatenden“ Währungskurse. 

Seit Jahresbeginn hat die Bank von
Japan für derartige Interventionen
nach eigenen Angaben bereits 17,8
Billionen Yen (165 Mrd. Dollar) auf-
gewendet. Sie tat dies in der bislang
vergeblichen Hoffnung, damit den
exportschädigenden Anstieg des Yen
gegenüber dem Dollar zu bremsen.
Die Interventionen finden im Auf-
trag der Regierung statt; die Zentral-

bank ist nur ausführendes Organ.
Um die zum Ankauf von Dollarpa-
pieren erforderlichen Finanzmittel
aufzutreiben, darf sich die Regierung
nach aktueller Gesetzeslage durch
die Ausgabe kurzfristiger Staatsanlei-
hen bis zu einer Gesamthöhe von 79
Bio. Yen (731 Mrd. Dollar) verschul-
den. Aber diese Grenze wird man
schon in den nächsten Wochen
überschreiten. Daher ließ das Fi-
nanzministerium am 11. Dezember
durchblicken, man werde noch vor
Jahresende die Verschuldungsgrenze
für Devisenmarktinterventionen auf
rund 100 Bio. Yen (926 Mrd. Dollar)
hochsetzen. Seite 6

Am 4. Dezember erklärte US-Außen-
minister Colin Powell vor seinen
NATO-Ministerkollegen in Brüssel:
„Die USA können keine unabhängi-
gen EU-Strukturen akzeptieren, die
NATO-Fähigkeiten duplizieren.“
Powells Drohung bezog sich dabei
auf Pläne, bei der Europäischen Uni-
on ein militärisches Planungs- und
Führungszentrum zu einzurichten.
Anfang November hatte der ein-
flußreiche neokonservative Penta-
gon-Berater Richard Perle verlangt,
Europa müsse zwischen der NATO
und einer von Frankreich und

Deutschland geführten sicherheits-
politischen Zusammearbeit wählen:
„Beides geht nicht!“ Ähnlich haben
sich wiederholt Verteidigungsmini-
ster Rumsfeld und sein Stellverteter
Wolfowitz in den vergangenen Mo-
naten geäußert.

Warum diese Aufregung in Wa-
shington über ein europäisches mi-
litärisches Planungs- und Führungs-
zentrum, das auf eine Initiative
Frankreichs, Deutschlands, Belgiens
und Luxemburgs zurückgeht, der
sich inzwischen auch Großbritanni-
en zumindest angenähert hat?

Am 29. April 2003 hatten sich in
Brüssel Chirac, Schröder und die Re-
gierungschefs Belgiens und Luxem-
burgs Verhofstadt und Juncker ge-
troffen. Sie verabschiedeten eine
„Gemeinsame Erklärung zur Eu-
ropäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik“. Im damaligen
Hochgefühl des „Sieges“ im Irak tat
das Weiße Haus das Brüsseler Treffen
zunächst als „Pralinengipfel“ ab,
doch bald wurde der Ton schärfer.
Die amerikanische Sprachregelung
schwenkte auf die Linie um: „Paris
und Berlin wollen die NATO unter-
minieren“. Und dies sei für Was-
hington völlig inakzeptabel. 

Die „Brüsseler Erklärung“ 
Es empfiehlt sich also, die Brüsseler
Erklärung vom 29. April etwas ge-
nauer zu betrachten. Darin heißt es:
„Mit der Erweiterung und der Ausar-
beitung eines Verfassungsvertrages
wird die Europäische Union künftig
stärker, aber auch heterogener sein.
Wir sind gemeinsam der Überzeu-
gung, daß Europa in der Lage sein
muß, mit einer Stimme zu sprechen,
um seine Rolle in der internationa-
len Politik in vollem Umfang wahr-
zunehmen ... Die Europäische Uni-
on muß über eine glaubwürdige Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik
verfügen. Denn glaubwürdig und
damit wirksam ist die Diplomatie
nur, wenn sie sich auf wirksame zivi-
le und militärische Fähigkeiten stüt-
zen kann ... Wir sind der Aufassung,
daß der Zeitpunkt gekommen ist,
bei der Schaffung des Europas der Si-
cherheit und der Verteidgung, das
sich auf verstärkte europäische mi-
litärische Fähigkeiten gründet, eine
neue Phase einzuleiten.“ Seite 7

1991
➤ Konferenzen des Schiller-Instituts über das Produktive Dreieck finden in Berlin, Warschau,

Prag, Bratislava und Budapest statt.
1992

➤ Gründungskonferenz der Bürgerrechtsbewegung (BüSo).
➤ LaRouche warnt nachdrücklich vor der sich rapide verbreitenden Derivatspekulation, der

umfangreichsten und extremsten Form der Finanzspekulation. 
1993

➤ LaRouches im Gefängnis geschriebener wirtschaftlicher Entwicklungsplan für China und
den südostasiatischen Raum wird von führenden chinesischen Wissenschaftlern erörtert
und Anfang 1994 in der sozialwissenschaftlichen Zeitschrift Strategie und Management in
Peking veröffentlicht. 

➤ EIR veröffentlicht die Studie Derivate — Die finanzielle Wasserstoffbombe der 90er Jahre.
1995

➤ Die BüSo richtet an alle Abgeordneten in Bund, Ländern und Gemeinden das Memoran-
dum „Maßnahmen zur Überwindung der weltweiten Derivatkrise und zur Neubestim-
mung der Wirtschaftspolitik Deutschlands.“ 
1996

➤ LaRouche ist Hauptredner auf einem Seminar der Russischen Akademie der Wissenschaf-
ten unter Leitung von Prof. Leonid Abalkin.

➤ Helga Zepp-LaRouche spricht auf einem Symposium über die „Wirtschaftliche Entwick-
lung der Regionen entlang der neuen Eurasischen Landbrücke“ in Peking mit 400 Dele-
gierten aus 34 Ländern.
1997

➤ Der EIR-Bericht Die Eurasische Landbrücke: Die neue Seidenstraße erscheint.
➤ In einem Appell an Präsident Clinton fordern Helga Zepp-LaRouche und weitere 800 Per-

sönlichkeiten aus Parlamenten, Staat und Wirtschaft ein Neues Bretton Woods zur Reor-
ganisation der Weltwirtschaft.

➤ Helga Zepp-LaRouche weist bei Besuchen in China und Indien auf die Gefahr einer Welt-
finanzkrise hin.

➤ LaRouche spricht auf dem EIR-Seminar „Bretton Woods II“ in Bonn-Bad Godesberg.
1998

➤ LaRouche erklärt im März auf einem EIR-Seminar in Washington, die Finanzkrise sei „nicht
zyklisch, sondern systemisch“. Das Finanz- und Währungssystem sei „todkrank“ und
„nicht reformfähig“, eine radikale Reorganisierung unvermeidlich.

➤ Anfang Oktober reagiert LaRouche auf die Äußerungen von Clinton und Rubin. Es sei nun
„Zeit, die Wahrheit zu sagen“. 

➤ Helga Zepp-LaRouche nimmt Ende Oktober an einer Konferenz in China zur europäisch-
asiatischen Zusammenarbeit im 21. Jahrhundert und zur Eurasischen Landbrücke teil. Sie
weist dort auf den systemischen Charakter der globalen Finanzkrise hin. 
1999

➤ EIR veranstaltet ein Seminar „Ein Weg aus der Krise“ in Bonn-Bad Godesberg mit LaRou-
che und Wirtschaftsexperten u.a. aus Rußland, China und Indien. Ein Marshall-Plan für
den Balkan könne zum Katalysator für den globalen Wiederaufbau werden. 

➤ China Daily berichtet prominent über LaRouches Präsidentschaftskampagne, die eine „Re-
volution in der amerikanischen Politik“ einleiten könne. LaRouche wird zitiert: „Das Welt-
finanzsystem steht am Rande des Zusammenbruchs.“ In den USA wie anderswo stünde
die „größte Blase der Menschheitsgeschichte“ vor dem Platzen.
2000

➤ Eine EIRNA-Studie deckt den Schwindel der sog. Informationsgesellschaft“ auf: Die „New
Economy“ beruhe lediglich auf beispielloser Kreditexpansion und statistischem Betrug. 

➤ LaRouche vergleicht das „Krisenmanagement“ der G-7-Staaten mit der hyperinfla-
tionären Finanzpolitik der Weimarer Republik 1923.

➤ Im Juni spricht LaRouche auf einem „Bretton-Woods-Seminar“ im italienischen Parla-
mentsgebäude in Rom. Im Oktober wird er als Hauptsprecher zu einer Anhörung zu dem
Thema im italienischen Parlament eingeladen.
2001

➤ Als Gast des Vorsitzenden des Wirtschaftsausschusses der russischen Staatsduma, Sergej
Glasjew, erläutert LaRouche bei einer Duma-Anhörung seine Politik für ein Neues Bretton
Woods.

➤ Am 24. Juli warnt LaRouche in einer Internetrede: Eine Kombination anglo-amerikanischer
Kräfte wolle einen „Krieg der Zivilisationen“, eine Ära neuer Religionskriege anzetteln.

➤ LaRouche beschreibt den Terrorangriff des 11.9. als Putschversuch „verbrecherischer Kräf-
te“ innerhalb der USA.

➤ Im Dezember wird das Ehepaar LaRouche in Indien von Präsident K.R. Narayanan emp-
fangen und trifft weitere hochrangige Vertreter des Landes, u.a. zwei frühere Premiermi-
nister. Unmittelbar darauf spricht LaRouche spricht in Moskau auf einem Seminar der Aka-
demie der Wissenschaften zur die Weltfinanzkrise und der „strategischen Rolle Rußlands“.
2002

➤ LaRouche wird in Brasilien zum Ehrenbürger der Stadt Sao Paulo erklärt. 
➤ Im Juli spricht LaRouche zu 100 Wirtschaftsexperten und Diplomaten in Rom. Bush habe

jede Glaubwürdigkeit verloren, verantwortliche Personen müßten nun die Initiative für
ein Neues Bretton Woods ergreifen. 

➤ Im Dezember spricht LaRouche auf einem Seminar im ungarischen Finanzministerium vor
den führenden Wirtschaftsexperten des Landes über seine Pläne für eine Reorganisierung
des Finanzsystems und der Weltwirtschaft. 
2003

➤ Januar: Ehepaar LaRouche in Indien. Zahlreiche Gespräche und Vorträge zur Bedeutung
der eurasischen Landbrücke und des strategischen Dreiecks China-Indien-Rußland.

➤ Im Mai fordert ein BüSo-Extrablatt: „Arbeit schaffen — nach dem Plan von Lautenbach
und Woytinsky!“

➤ Im Juli verabschiedet ein Mittelstandsseminar des Schiller-Instituts die „Dortmunder Er-
klärung“, welche fordert: „Wirtschaftswachstum durch produktive Kreditschöpfung“.

➤ September: Ein BüSo-Extra zur Bundestagswahl verteidigt den Tremonti-Plan, die „Neue
Seidenstraße“ und den Transrapid für ganz Eurasien.

➤ LaRouche beginnt den US-Präsidentschaftswahlkampf. Entweder gelingt es, eine neue
Depression mit den Methoden von Franklin D. Roosevelt zu überwinden, oder die Finan-
zoligarchie wird ihre Lösung à la Hjalmar Schacht durchsetzen.

1991 
➤ Im Golfkrieg werden die zivile Infrastruktur des Irak und seine Streitkräfte zerschlagen. 
➤ In der EU wird der „Vertrag von Maastricht“ durchgesetzt.

1992
➤ Die IWF-Schocktherapie wird in Rußland eingeführt. Hyperinflation, Produktionskollaps und Massenarmut sind die Folgen.
➤ Anglo-amerikanische Finanziers, u.a. George Soros, spekulieren gegen das britische Pfund Sterling und die italienische Lira, die

daraufhin aus dem EWS ausscheiden.
1993

➤ Zahlreiche Unglücke mit Finanzderivaten, u.a. bei Feruzzi, Banesto, Metallgesellschaft.
➤ Zweiter Großangriff anglo-amerikanischer Spekulanten gegen das EWS. Die französische Zentralbank muß sämtliche Devisen-

reserven zur Verteidigung des Franc aufwenden.
➤ Jaques Delors, Präsident der EU-Kommission, legt sein Weißbuch zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit vor. Er fordert

große, transeuropäische Infrastrukturprojekte. 
1994

➤ Auf einem Treffen der BIZ im März lehnen die führenden westlichen Zentralbanken Maßnahmen zur Eindämmung des ausu-
fernden Derivathandels ab. Es kommt zu weiteren Derivatunglücken, u.a. für den kalifornischen Landkreis Orange County, der
Gläubigerschutz nach US-Konkursrecht beantragt.

➤ Die EU beschließt 14 Prioritätsprojekte zum Ausbau der transeuropäischen Infrastruktur. 
1995

➤ Am 31. Januar muß US-Präsident Clinton in letzter Minute unter Einsatz seiner Präsidialvollmachten ein 50 Mrd. Dollar-Rettungs-
paket für Mexiko zusammenstellen, um einen dominoartigen Kollaps der Weltfinanzmärkte zu verhindern. IWF-Direktor Cam-
dessus erklärt: „Es drohte unmittelbar die Gefahr, daß Mexiko auf Devisenkontrollen zurückgreifen mußte. Wäre es dazu ge-
kommen, hätte dies eine wahre Weltkatastrophe ausgelöst.“

➤ Die Barings Bank bricht wegen Derivatverlusten zusammen.
➤ Japans Finanzministerium räumt 471 Mrd. Dollar an faulen Schulden im japanischen Bankensektor ein. Internationale Experten

schätzen den Betrag auf mindestens das Doppelte.
➤ Die Bank von Japan senkt ihre Zinsen schrittweise auf beinahe Null. 

1997
➤ Im Mai beginnt ein Run auf die thailändische Währung, bis der Baht-Kurs freigegeben wird. Eine Serie von Bankenzusammen-

brüchen ist die Folge. Der IWF vergibt einen 17-Mrd-Dollar-Kredit. 
➤ Dann geraten Malaysia, die Philippinen und Hongkong ins Visier der Devisenspekulanten. Im Oktober greift die „Asienkrise“ auf

Südkorea und Indonesien über. Die asiatischen Währungen fallen ins Bodenlose. Um die westlichen Banken vor dem Untergang
zu schützen, vergibt der IWF gegen Konditionalitäten einen 43 Mrd. Dollar Kredit an Indonesien, weitere 57 Mrd. Dollar an Süd-
korea. Zugleich eskaliert die Bankenkrise in Japan. 

➤ Im August stärkster Einbruch der Aktienmärkte seit 1987. Im Oktober fällt der Dow Jones an einem einzigen Tag um 550 Punkte.
1998

➤ Im Januar beschließt die japanische Regierung ein Rettungspaket für den Bankensektor von 500 Mrd. Dollar, damit Japan nicht
zum Auslöser einer „Weltfinanzkrise“ werde. Indonesien erklärt ein Schuldenmoratorium, Unruhen erschüttern das Land.

➤ Japans Vize-Finanzminister Sakakibara erklärt am 2. März, viele Regierungen erwögen eine internationale Finanzreform „nach
dem Beispiel des Abkommens von Bretton Woods“. Die der Clinton-Administration nahestehende Wirtschaftsexpertin Judy Shel-
ton fordert am 12. März in der Financial Times ein neues Währungssystem entsprechend dem Bretton-Woods-System. 

➤ Rußland erhält im Juli einen 23-Mrd-Dollarkredit vom IWF. Dennoch platzt im August die GKO-Spekulationsblase. Rußland er-
klärt ein Schuldenmoratorium.

➤ Malaysia und Hongkong wehren sich gegen die Devisenspekulation, u.a. mit Kapitalverkehrskontrollen. Chinas Außenminister
Tang Jiaxuan spricht von wirtschaftlichen Schäden in Asien „wie in einem Krieg“.

➤ US-Präsident Clinton schlägt am 14. September ein Treffen der führenden Finanzminister und Zentralbankchefs vor, um eine
„neue Architektur“ des Weltfinanzsystems zu diskutieren. US-Finanzminister Rubin spricht von der „globalen Finanzkrise“. 

➤ Der LTCM-Schock: Am 23. September ruft die New Yorker Federal Reserve die Chefs der 16 führenden Banken der Welt zu-
sammen, um den Spekulationsfonds LTCM vor dem Untergang zu retten. LTCM hatte mit 5 Mrd. Dollar Einlagen insgesamt 125
Mrd. Dollar Bankkredite aufgenommen und damit einen mindestens zehnmal so großen Betrag an Derivatwetten unterhalten.
Das Weltfinanzsystem steht unmittelbar am Abgrund. 

➤ Clinton spricht von der „schwierigsten finanziellen Herausforderung in 50 Jahren“, kann sich aber zu keinen Entscheidungen
durchringen.

➤ Der IWF verspricht Brasilien 42 Mrd. Dollar Kredite.
1999

➤ Der brasilianische Real kollabiert. Die Regierung gibt den Wechselkurs frei. 
➤ In der Euro-Zone werden die nationalen Währungen abgeschafft.
➤ China, Indien und Rußland verstärken ihre politische, wirtschaftliche und militärische Zusammenarbeit. 
➤ Unter dem Vorwand des „Jahr-2000“-Computerfehlers weiten die Zentralbanken die Liquiditätsversorgung erneut massiv aus.

Die Börsen sind berauscht und erreichen immer neue Höchststände. 
2000

➤ Abgeordnete bringen im italienischen Senat eine Resolution ein, die von der Regierung Schritte hin zu einem „Neuen Bretton
Woods“ fordert. Der Aufruf wird von 23 Senatoren unterzeichnet. Italienische Abgeordnete reichen eine ähnliche Resolution im
Europaparlament ein.

➤ Im März erreichen die Aktienbörsen ihr Allzeithoch. Ab jetzt geht es bergab. Die „New Economy“-Blase platzt. Binnen drei Jah-
ren werden 16 Billionen Dollar an Finanzwerten vernichtet. 
2001

➤ Am 3. Januar beginnt der Fed-Vorsitzende Alan Greenspan mit der ersten von insgesamt 13 Zinssenkungen. Der Leitzins fällt
von 6,0% auf schließlich 1,0%. Dies kann weder den Aktiencrash stoppen noch die US-Wirtschaftskrise umkehren. Dafür ent-
stehen neue Blasen, insbesondere auf dem US-Häusermarkt. 

➤ Der deregulierte Energiesektor schaltet dem Bundesstaat Kalifornien den Strom ab. 
➤ Im Sommer bricht die Schuldenkrise in Argentinien und Brasilien erneut aus. Die Einbrüche an den Aktienmärkte werden immer

stärker.
➤ Die Terroranschläge vom 11. September werden Al Qaida angelastet. Es folgt der Krieg in Afghanistan. 
➤ Argentinien erklärt die Zahlungsunfähigkeit auf 90 Mrd. Dollar Schulden, der größte staatliche „Default“ in der Geschichte. Un-

mittelbar darauf bricht der Energiehändler Enron zusammen, der größte Unternehmensbankrott aller Zeiten.
2002

➤ Das ganze Jahr über fallen die Aktienmärkte. Die USA erleben die schlimmste Pleitewelle seit der Depression. Der Bankrott von
Worldcom übertrifft noch den von Enron. Systematische Fälschungen und Betrügereien bei den Vorzeigeunternehmen der
„New Economy“ werden aufgedeckt.
2003

➤ Im März beginnt der Irakkrieg.
➤ New York, London, Rom und andere Zentren der westlichen Welt werden aufgrund des Verfalls der Infrastruktur von massiven

Stromausfällen heimgesucht.
➤ Die Fed verlegt sich aufs Gelddrucken. Fed-Gouverneur Bernanke bringt verschiedene Varianten von „Helikopter-Geld“ ins Spiel.

Die langfristigen Zinsen fallen im Juni auf den tiefsten Stand seit 50 Jahren. Der Boom im US-Häusermarkt und bei der Refinan-
zierung von Hypothekenkrediten erreicht seinen Höhepunkt. 

➤ Das US-Handelsdefizit explodiert. Die USA werden abhängig von asiatischen Anleihekäufen. Der Dollar bricht ei
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den, die kompromißlos den Zustand
des Weltfinanzsystems analysieren.
Es hat keinen Zweck, Reformen in ei-
nem System zu fordern, das am Ende
ist. Es hat keinen Zweck, mehr
Schwimmrechte für den Goldfisch in
seinem Goldfischglas zu fordern,
wenn der Wohnungsinhaber gerade
das Goldfischglas aus dem Fenster
wirft!

Die Organisatoren der Demonstra-
tionen und ihre Teilnehmer müssen
die Vertreter der zweiten Gruppe, die
Regierungen, Bankiers und Versiche-
rungen, zwingen, das öffentlich zu
sagen, was sie bisher nur hinter ver-
schlossenen Türen erklären; nämlich,
daß das System am Ende ist. 
Und sie müssen sie zwingen, Farbe zu
bekennen, ob sie vorhaben, im Inter-
esse der Banken und in der Tradition
Hjalmar Schachts mit faschistischer
Politik auf die Krise zu reagieren, oder
ob sie, in der Tradition Franklin D.
Roosevelts, das Gemeinwohl gegen
die Banken verteidigen wollen.

Gerade die Gewerkschaften sollten
sich daran erinnern, daß es auch in
Deutschland Anfang der 30er Jahre
Versuche gab, die Depression auf die
gleiche Weise zu überwinden, wie
Roosevelt dies in den USA geschafft
hat. Der Ökonom Dr. Wilhelm Lau-
tenbach schlug damals in dem nach
ihm benannten Plan umfangreiche
staatliche Kreditschöpfung für Infra-
strukturprojekte und andere Bereiche
des Gemeinwohls vor, weil die nor-
malen Mechanismen des Marktes un-
ter der gleichzeitigen Bedingung von
Depression und Währungskrise ver-
sagten – genau wie heute. Der Allge-
meine Deutsche Gewerkschaftsbund
(ADGB) veröffentlichte seinerseits ein
Arbeitsbeschaffungsprogramm, den
sogenannten „Woytinsky-Tarnow-
Baade-Plan“. Wären diese Pläne 1931
umgesetzt worden, so hätte man die
Arbeitslosigkeit und damit die sozia-

len Bedingungen überwunden, die 2
Jahre später Hitlers Machtergreifung
ermöglichten! Haben wir in Europa
etwas aus der Geschichte gelernt?

Neues Bretton Woods
Der amerikanische Präsidentschafts-
kandidat in der Demokratischen Par-
tei, Lyndon LaRouche, dessen einzi-
ger noch verbliebener Konkurrent für
die Nominierung John Kerry ist, setzt
sich in den USA für eine Überwin-
dung der Krise in der Tradition F.D.
Roosevelts ein. Lyndon LaRouches
Forderung, das bankrotte Finanzsy-
stem durch ein neues Bretton-Woods-
System zu ersetzen, ist die einzige rea-
listische Vorstellung, wie die Welt aus
dieser Systemkrise herausgelangen
kann. Das italienische Parlament hat
diese Forderung nach einem neuen
Bretton-Woods-System in einer Reso-
lution aufgegriffen, die in beiden
Kammern mehrheitlich beschlossen
wurde. In weiteren Ländern sind ähn-
liche Initiativen im Gang.

LaRouche fordert als Teil dieses
neuen Bretton-Woods-Systems jähr-
lich 1000 Milliarden Dollar an staatli-
chen Krediten für Investitionen in die
Infrastruktur in den USA, um die dor-
tige Wirtschaftskrise zu überwinden.
In der Tradition von Lautenbach,
Woytinsky, Tarnow und Baade brau-
chen wir für West- und Osteuropa un-
gefähr die gleiche Summe, 1000 Mil-
liarden Euro, für Investitionen in ein
gesamteuropäisches Infrastrukturpro-
gramm, die von der Kreditanstalt für
Wiederaufbau oder Nationalbanken
in den verschiedenen Ländern ausge-
geben werden müssen. 

Wenn wir auf diese Weise die Ar-
beitslosigkeit durch produktive Voll-
beschäftigung ersetzen, wird der
Staatssäckel auch wieder gefüllt.
Dann können wir uns Gesundheits-
wesen, Bildung, Renten, usw. wieder
leisten!

Also: 

1. Gebt öffentlich zu, daß das globale System am Ende ist!

2. Nein zu faschistischer Sparpolitik im Interesse der Banken in der
Tradition Hjalmar Schachts!

3. Für ein neues Bretton-Woods-System im Interesse des Gemeinwohls
in der Tradition Franklin D. Roosevelts! 

4. Für 1000 Milliarden Euro Investitionen jährlich in ein gesamt-
europäisches Infrastrukturprogramm!

5. Für eine Wirtschaftspolitik, die den Menschen wieder in den Mit-
telpunkt stellt!

Die Welt am Scheideweg – wie 1932-33

Schacht-Modell
• Trotz sich verschärfender Krise bleibt die Kontrolle über
das Finanzsystem den privaten Finanziers und Zentral-
bankiers überlassen.
• Sie sabotieren alle Ansätze, durch große öffentliche In-
frastrukturprojekte Arbeit zu schaffen; alles Kapital soll in
die Blasen des globalen Spielkasinos fließen.
• Produktive Kreditschöpfung ist tabu.
• Die Regierung wird zu ruinösen Sparmaßnahmen
genötigt, die damals durch Notverordnungen, heute
durch „Reformen“ durchgesetzt werden. Sie verschlim-
mern die Haushaltslage aber nur; denn jede Milliarde Eu-
ro, die im Haushalt eingespart wird, macht 25 000 Bürger
arbeitslos. Jeder Arbeitslose verursacht aber rund 20 000
Euro „Unkosten“ im Jahr (Arbeitslosenhilfe, Ausfälle bei
Steuern und Abgaben).
• Schacht & Nachfolger arbeiten auf den Sturz der demo-
kratischen Regierung hin, die sich durch die sinnlose
Sparpolitik immer unbeliebter macht. 
• Terroranschläge dienen als Vorwand für Notstandsmaß-
nahmen, Errichtung diktatorischer Regime und Krieg.
• Darauf steuert die bisherige Politik zu, wer reißt das Ru-
der herum?

Ausweg „New Deal“
• Unter dem Druck der Systemkrise ergreifen führende
Regierungen die Initiative zur einer internationalen Kon-
ferenz der Staats- und Regierungschefs ähnlich wie 1944
in Bretton Woods, um das unhaltbar gewordene Welt-
währungs- und Kreditsystem zu reorganisieren. 
• Wie bei einem Bankrottverfahren werden die Schulden
eingefroren oder abgeschrieben.
• Vorrang haben die Produktion und der Handel realwirt-
schaftlicher Güter; soziale Systeme und Infrastruktur müs-
sen in Gang und funktionsfähig erhalten werden.
• Arbeitsplätze schaffen: Produktive Kreditschöpfung er-
möglicht die nötigen Investitionen in lange aufgeschobe-
ne eurasische Infrastrukturprojekte.
• Art. 104 des Maastrichter Vertrags wird außer Kraft ge-
setzt. Die Kürzungen im Verkehrsetat, im Gesundheitswe-
sen u.a. wichtigen Bereichen werden zurückgenommen.
• Die Abwärtsspirale — Arbeitslosigkeit - Haushaltsloch -
Kürzungen - mehr Arbeitslose - noch weniger Steuerein-
nahmen — wird umgekehrt. Ein Rechenbeispiel: Beim
Bau einer Transrapidstrecke von 3000 km Länge entstehen
rund 1 Million Arbeitsplätze zu Kosten von insgesamt
rund 50 Mrd. Euro. Diese 1 Million Arbeitnehmer brau-
chen keine Arbeitslosenhilfe mehr und zahlen wieder
Steuern und Sozialabgaben — ein Plus für die öffentliche
Hand von 20 Mrd. Euro im Jahr.
• Die Demokratie wird gerettet, weil die Regierung in der
Krise das Richtige tut.
• Der Terrorismus wird mit nachrichtendienstlichen Mit-
teln und mit einer Strategie des „Friedens durch Entwick-
lung“ bekämpft.
• Dies ist die Politik der BüSo in Europa und des demokra-
tischen Präsidentschaftsbewerbers Lyndon LaRouche in
den USA.

Nicht deprimieren lassen von Krise 
und Sozialabbau, sondern selbst aktiv werden 

für die große Lösung!

Was können Sie tun?
• Helfen Sie mit, bei den großen Demonstrationen am 3. und 4.

April gegen den Sozialabbau dieses Extrablatt zu verteilen!

Melden Sie sich beim nächstgelegenen BüSo-Büro, dann

schicken wir Ihnen so viele Exemplare, wie Sie unter die Leute

bringen wollen.

• Bringen Sie die Neue Solidarität in Umlauf! Zum Preis von zwei

Abos schicken wir Ihnen wöchentlich fünf Exemplare (Stich-

wort „5 für 2“).

• Teilen Sie uns mit, welche Leute aus ihrem Bekanntenkreis die

Neue Solidarität vier Wochen kostenlos bekommen sollten!

• Helfen Sie, den BüSo-Wahlkampf und z.B. die nächste Aktions-

woche der europäischen LaRouche-Jugendbewegung (LYM) zu

finanzieren! (Spenden an die BüSo sind abzugsfähig.)

• Erkundigen Sie sich beim Ihrem BüSo-Büro nach den nächsten

Veranstaltungen und bringen Sie viele Leute mit!

New Deal

Bundesgeschäftsstelle: 06131/23 73 84
NRW: 0211-733 78 62 · Bayern: 089-725 40 11

Hamburg: 0171-8384092 · Baden-Württemberg: 0711-6773726
Niedersachsen: 0511- 86 83 27 · Sachsen: 0351-4278140

Berlin: 030-802 34 05

Offener Brief an 
die Gewerkschaften Europas

Fortsetzung von Seite I

Wiederaufbau 
einer 

kaputten Welt
Reden der 

Konferenz des
Schiller-Instituts

Anzeige

Erschienen im Böttiger Verlag. 
(268 Seiten sowie Bilderteil)

Bestellungen an:
Dr. Böttiger Verlags-GmbH

Postfach 1611
65006 Wiesbaden

Telefon: 0611/778610
Fax: 0611/77861-18

ISBN 3-925 725-47-4  ·  Euro 12,80

Aus dem Inhalt:
1  Amerika im Zen-

trum des globalen
Finanzsturms

2  Der Anschlag vom
11.9.2001, ein
Putschversuch?

3  Die Kriegspartei in
den USA und ihre
weltpolitischen
Ziele

4  Vizepräsident Che-
ney im Skandal-
dickicht

5  Die Philosophie der Neokonservativen in
Cheneys Junta

6  Die neokonservative Gegenrevolution

7  Das wirkliche Amerika: LaRouches Wahlkampf

Helmut Böttiger (Hrsg.)
ISBN 3-925725-48-2, 224 Seiten, Preis: Euro 12,80

Bestellungen an: Dr. Böttiger Verlags-GmbH
Tel. 0611/778610  ·  Fax 0611/7786118

e-mail: bestell@solidaritaet.com 

Schacht-Modell

Für die Politik von F. Roosevelt steht
heute der demokratische Präsident-
schaftsbewerber L. LaRouche

Schacht brachte Hitler 
an die Macht.


